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Öffentliche Bekanntmachung
einer Sitzung des Kreistages Rendsburg-Eckernförde am Donnerstag den 
22.10.2020 um 16:00 Uhr im ACO Thormannhalle, Am Ahlmannkai, 24782 
Büdelsdorf

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil:

1. Eröffnung, Begrüßung und Festlegung der 
Tagesordnung

2. Verpflichtung eines neuen Mitglieds des Kreistages

3. Einwohnerfragestunde

4. Anfragen nach § 26 Geschäftsordnung des Kreistages

5. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung am 
14.09.2020

6. Umbesetzung von Ausschüssen und anderer Gremien

7. Bekanntgabe der in nichtöffentlicher Sitzung gefassten 
Beschlüsse

VO/2020/548

8. Bericht über die Umsetzung von öffentlichen 
Beschlüssen im Kreistag

VO/2020/549

9. Stellungnahme zum Vierten Entwurf der Teilaufstellung 
der Regionalpläne für die Planungsräume I bis III des 
Landes Schleswig-Holstein (Sachthema Windenergie 
an Land)

VO/2020/541

10. Finanzbeziehungen von Kreis und kreisangehörigen 
Bereich

10.1. Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, FDP, SSW zu 
dem TOP "Finanzbeziehungen von Kreis und 
kreisangehörigen Bereich"

VO/2020/551

11. Nachtragshaushalt

11.1. Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, FDP, SSW zu 
dem TOP "Nachtragshaushalt"

VO/2020/552

11.2. Nachtragshaushalt 2020 - 2. Nachtrag VO/2020/535
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/548

30.09.2020

Fiedler, Nina

Mitteilungsvorlage

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Zarp-Menzel, Karen

Bekanntgabe der in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

22.10.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Entfällt

2. Sachverhalt: 
In der Kreistagssitzung vom 14.09.2020 wurden keine Beschlüsse in nichtöffentlicher 
Sitzung gefasst.

Relevanz für den Klimaschutz:
Entfällt

Finanzielle Auswirkungen: 
Entfällt

Anlage/n: 
Entfällt
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/549

30.09.2020

Fiedler, Nina

Mitteilungsvorlage

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Zarp-Menzel, Karen

Bericht über die Umsetzung von öffentlichen Beschlüssen im Kreistag
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

22.10.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Sachverhalt ergibt sich aus der Anlage.

Relevanz für den Klimaschutz:
Die Relevanz für den Klimaschutz ergibt sich aus der Anlage.

Finanzielle Auswirkungen: 
Die finanziellen Auswirkungen ergeben sich aus der Anlage.

Anlage/n: 
Umsetzungskontrolle für Beschlüsse des Kreistages in öffentlicher Sitzung
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Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Der Landrat 
Fachdienst 1.3 – Gremien und Recht 

 
 
 

30.09.2020 
 
Umsetzungskontrolle für Beschlüsse des Kreistages in öffentlicher Sitzung 
 

Lfd. 
Nr. 

Datum der 
Sitzung 

Stichwort bzw. Text des Be-
schlusses 

Zuständig für 
die Umsetzung 

Erledigt am Bemerkungen/Hinweise 

1 17.06.2019, 
29.06.2020 

Gründung einer Klimaschutza-
gentur 

FB 2   Die Gründung und notarielle Beurkundung 
ist für den 1. Oktober 2020 vorgesehen. 

2 14.09.2020 Aufnahme von fünf unbegleite-
ten minderjährigen Flüchtlingen 

FB 3 Sofort Schleswig-Holstein wurde lediglich 1 UMA 
aus dem aktuellen Kontingent zugewiesen, 
der aufgrund verwandtschaftlicher Bezie-
hungen dem Kreis Segeberg zugewiesen 
werden wird. Die weiter bestehende Bereit-
schaft des Kreises zur Aufnahme von 5 
UMA ist dem Ministerium kommuniziert. 

3 14.09.2020 Entschädigungssatzung FB 1 21.09.2020 Die Entschädigungssatzung ist in Kraft ge-
treten. 

 
Im Auftrag 
Judith Matthiesen 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/541

25.09.2020

Breuer, Volker

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachdienst Regionalentwicklung

Bearbeiter/in: Breuer, Volker

Stellungnahme zum Vierten Entwurf der Teilaufstellung der Regional-
pläne für die Planungsräume I bis III des Landes Schleswig-Holstein 
(Sachthema Windenergie an Land)
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

20.10.2020 Regionalentwicklungsausschuss Beratung
22.10.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Regionalentwicklungsausschuss empfiehlt dem Kreistag des Kreises Rends-
burg-Eckernförde, die beigefügte Stellungnahme zum Vierten Entwurf der Teilaufstel-
lung der Regionalpläne für die Planungsräume I bis III des Landes Schleswig-Hols-
tein (Sachthema Windenergie an Land) abzugeben.

Der Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde beschließt, die beigefügte Stel-
lungnahme zum Vierten Entwurf der Teilaufstellung der Regionalpläne für die Pla-
nungsräume I bis III des Landes Schleswig-Holstein (Sachthema Windenergie an 
Land) abzugeben.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Am 15.09.2020 hat die Landesregierung den vierten Entwurf der sachlichen Teilauf-
stellung der drei Regionalpläne für die Planungsräume I bis III beschlossen. Damit 
wird auch ein neues Beteiligungsverfahren gestartet, das sich allerdings auf die Än-
derungen der jeweiligen Pläne ausdrücklich beschränkt. Die Öffentlichkeit und die in 
ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen (Beteiligte) erhalten Gelegenheit zur 
Stellungnahme.

In der Öffentlichkeitsbeteiligung zu den dritten Entwürfen waren gut 3.000 Stellung-
nahmen landesweit eingegangen. Nach Prüfung und Abwägung blieben rund 840 
Entscheidungen zu den 967 Potenzialflächen im Land unverändert. Die Landesregie-
rung plant nun 344 Vorranggebiete für die Windenergie mit etwa 32.075 ha, das ent-
spricht 2,03 % der Landesfläche.
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Auf den Kreis Rendsburg-Eckernförde übertragen bedeutet das, dass insgesamt 59 
Vorranggebiete für die Windenergienutzung geplant sind, wovon nunmehr zwei dem 
Repowering vorbehalten sein sollen. Mit der vorliegenden vierten Entwurfsfassung 
des Regionalplans kommt es zu einem Zuwachs von 339,4 ha. Darin enthalten sind 
vier neue Vorranggebiete in den Gemeinden Dörphof (51,6 ha), Thumby (64,8 ha), 
Sehestedt (32,6 ha) sowie Gnutz und Timmaspe (180,5 ha), die aus vormaligen Po-
tenzialflächen hervorgehen. Einzelheiten sind der beigefügten Übersicht zu entneh-
men.

Damit erhöht sich die Gesamtfläche auf 4.247,6 ha. Dies entspricht einem Flächen-
anteil von 1,94 % der Kreisfläche.

Hinweise und Anregungen der Fachbehörden der Kreisverwaltung wurden in die an-
liegende Stellungnahme des Kreises Rendsburg-Eckernförde aufgenommen und 
eingearbeitet.

Weiter führende Hinweise:

Ebenfalls am 15.09.2020 hat die Landesregierung die Teilfortschreibung des Lan-
desentwicklungsplans zum Thema Windenergie an Land endgültig beschlossen. Aus 
der Auswertung von rund 130 Stellungnahmen zur Teilfortschreibung erfolgten keine 
Änderungen, die eine erneute Öffentlichkeitsbeteiligung zur Folge gehabt hätten. Die 
Verkündung der Landesverordnung im Gesetz- und Verordnungsblatt Schleswig-
Holstein erfolgt voraussichtlich am 29.10.2020. Die Teilfortschreibung tritt dann am 
30.10.2020 in Kraft. Die Unterlagen zur Teilfortschreibung des Landesentwicklungs-
plans sind auf der Internetseite www.schleswig-holstein.de/raumordnungsplaene zu 
finden.

Eine Synopse der Stellungnahmen zum Verfahren der Teilfortschreibung des Lan-
desentwicklungsplans, Sachthema Windenergie an Land, zum dritten Planentwurf 
November 2019 kann über folgenden Link aufgerufen werden:

https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/Themen/Energie/Windener-
gieflaechen/_documents/pdf_Synopse_LEP_dritterPlanentwurf.pdf?__blob=publica-
tionFile&v=4

Die Stellungnahme des Kreises Rendsburg-Eckernförde zum dritten Planentwurf be-
findet sich zusammen mit der hierzu vorgenommenen Abwägung der Landesplanung 
auf den Seiten 305 ff.

Die Planunterlagen wurden durch die Landesplanungsbehörde im Internet unter der 
Adresse www.schleswig-holstein.de/windenergiebeteiligung bereitgestellt. Stellung-
nahmen können in schriftlicher oder elektronischer Form abgegeben werden. Das 
Beteiligungsverfahren zu dem vierten Entwurf der Raumordnungspläne beginnt für 
die Beteiligten und die Öffentlichkeit am 24.09.2020 und endet mit Ablauf des 
23.10.2020. Es ist ausdrücklich erwünscht, für Stellungnahmen das zur Verfügung 
stehende Online-Beteiligungsportal unter der Adresse www.schleswig-hols-
tein.de/windenergiebeteiligung zu nutzen.

Stellungnahmen können innerhalb der Beteiligungsfrist zudem per E-Mail an wind-
energiebeteiligung@im.landsh.de oder per Post an die Adresse
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Ministerium für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung des Landes 
Schleswig-Holstein
Abteilung Landesplanung und ländliche Räume 
Düsternbrooker Weg 92
24105 Kiel

gesendet werden.

Die Details der neuen Windplanung, die Darstellung des Planungsprozesses und 
weitere Informationen sind auch auf den Internetseiten der Landesregierung unter 
www.schleswig-holstein.de/windenergie sowie in der dieser Vorlage angefügten Be-
kanntmachung zur Einleitung des Beteiligungsverfahrens, die am 16.09.2020 im 
Amtsblatt veröffentlicht wurde, zu entnehmen.

Zusätzlich zur Veröffentlichung der Unterlagen im Internet werden die Unterlagen di-
gital sowie in Papierform zur Einsichtnahme bei der Landesplanungsbehörde bereit-
gehalten. Eine Auslegung an anderer Stelle oder eine Übersendung von Papierex-
emplaren der Planungsdokumente erfolgt ansonsten nicht. 

Für Rückfragen ist ein Bürgertelefon unter 04331/988-5184 eingerichtet. Anfragen 
können auch per E-Mail an windenergiebeteiligung@im.landsh.de gerichtet werden.

Eine Teil-Synopse der Stellungnahmen zum Verfahren der Teilaufstellung des Regi-
onalplans für den Planungsraum II, Sachthema Windenergie an Land, zum dritten 
Planentwurf Dezember 2019 kann über folgenden Link aufgerufen werden:

https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/Themen/Energie/Windener-
gieflaechen/_documents/pdf_Synopse_RPII_dritterPlanentwurf.pdf?__blob=publica-
tionFile&v=6

Die Stellungnahme des Kreises Rendsburg-Eckernförde zum dritten Planentwurf be-
findet sich zusammen mit der hierzu vorgenommenen Abwägung der Landesplanung 
auf den Seiten 398 ff.

Relevanz für den Klimaschutz:
Die Landesregierung verfolgt im Rahmen eines gesamträumlichen Konzeptes die 
Absicht, die Windenergienutzung im Sinne der Energiewende und der klimaschutz-
politischen Perspektiven aber gleichermaßen auch unter Wahrung der Interessen der 
Bevölkerung und der Erhaltung von Natur und Landschaft voranzutreiben.

Finanzielle Auswirkungen: 
keine

Anlage/n: 
Amtliche Bekanntmachung Amtsblatt Nr. 38a
Tabellarische Übersicht der im vierten Entwurf geänderten Vorranggebiete im Kreis 
Rendsburg-Eckernförde
Raumordnungsplanung 2020 – 4. Entwurf – Stellungnahme Kreis Rendsburg-
Eckernförde KT vom 22.10.2020
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Kreis Rendsburg-Eckernförde Teilaufstellung der Regionalpläne für die Planungsräume I bis III des Landes Schleswig-Holstein Übersicht der geänderten und neuen 
Fachdienst Regionalentwicklung (Sachthema Windenergie an Land) Vorranggebiete                – 4. Entwurf 

 
 

 25.09.2020 1 

 

 
Änderungen 

 

 
Code Gemeinde 1 Gemeinde 2 Gemeinde 3 Amt / Ämter 

Größe (ha) 
Kreis RD-ECK 

1 PR2_RDE_ 001 Dörphof   Schlei-Ostsee (neu) 51,6 

2 PR2_RDE_ 003 Thumby   Schlei-Ostsee (neu) 64,8 

3 PR2_RDE_ 012 Loose Waabs  Schlei-Ostsee (+ 1,7) 166,9 

4 PR2_RDE_ 033 Tüttendorf Felm  Dänischer Wohld (- 2,3) 117,3 

5 PR2_RDE_ 035 Holtsee   Hüttener Berge (+ 3,3) 74,9 

6 PR2_RDE_ 039 Sehestedt   Hüttener Berge (neu) 32,6 

7 PR2_RDE_ 046 Bovenau   Eiderkanal (+ 0,2) 152,0 

8 PR2_RDE_ 077 Schülp b. R. Jevenstedt  Jevenstedt (- 1,2) 38,6 

9 PR2_RDE_ 082 Bokel Emkendorf  Nortorfer Land (+ 8,7) 30,3 

10 PR2_RDE_ 126 Gnutz Schülp b. N. Timmaspe Nortorfer Land  85,9 

11 PR2_RDE_ 137 Gnutz Timmaspe  Nortorfer Land (neu) 180,5 

12 PR2_RDE_ 139 Lütjenwestedt Gokels Seefeld Mittelholstein (- 16,2) 103,8 

13 PR2_RDE_ 145 Aukrug   Mittelholstein (+ 6,3) 73,7 

14 PR2_RDE_ 155 Aukrug Wasbek  Mittelholstein, Wasbek (amtsfrei) (+ 14,4) 55,4 

15 PR2_RDE_ 314 Aukrug Ehndorf Wasbek Mittelholstein, Wasbek (amtsfrei) (+ 8,1) 179,3 

16 PR2_RDE_ 316 Arpsdorf Padenstedt  Mittelholstein (-15,3) 85,2 

17 PR2_RDE_ 317 Padenstedt   Mittelholstein (+ 3,2) 34,5 

 PR3_SEG_ 019 Arpsdorf Hasenkrug Hardebek Mittelholstein, Bad Bramst. L. (- 1,0) 0,0 

       (+ 339,4) 1527,3 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde Teilaufstellung der Regionalpläne für die Planungsräume I bis III des Landes Schleswig-Holstein Übersicht der geänderten und neuen 
Fachdienst Regionalentwicklung (Sachthema Windenergie an Land) Vorranggebiete                – 4. Entwurf 

 
 

 25.09.2020 2 

 

 
keine Änderungen und nicht Teil der Öffentlichkeitsbeteiligung 

 

 Code Gemeinde 1 Gemeinde 2 Gemeinde 3 Amt / Ämter 
Größe (ha) 

Kreis RD-ECK 

18 PR2_RDE_ 007 Waabs   Schlei-Ostsee 36,5 

19 PR2_RDE_ 009 Loose Rieseby  Schlei-Ostsee 100,8 

20 PR2_RDE_ 013 Rieseby   Schlei-Ostsee 5,7 

21 PR2_RDE_ 025 Altenhof Holtsee  Schlei-Ostsee, Hüttener Berge 161,6 

22 PR2_RDE_ 026 Gettorf Osdorf  Dänischer Wohld 16,0 

23 PR2_RDE_ 029 Owschlag   Hüttener Berge 81,2 

24 PR2_RDE_ 034 Holtsee Lindau Neudorf-Bornstein Hüttener Berge, Dänischer Wohld 56,0 

25 PR2_RDE_ 038 Owschlag   Hüttener Berge 56,7 

26 PR2_RDE_ 040 Neuwittenbek Tüttendorf  Dänischer Wohld 42,9 

27 PR2_RDE_ 042 Holtsee Lindau  Hüttener Berge, Dänischer Wohld 88,9 

28 PR2_RDE_ 056 Quarnbek   Achterwehr 42,5 

29 PR2_RDE_ 060 Bredenbek Haßmoor  Achterwehr, Eiderkanal 85,7 

30 PR2_RDE_ 061 Bredenbek Haßmoor  Achterwehr, Eiderkanal 19,8 

31 PR2_RDE_ 064 Hohn Elsdorf-Westermühlen Fockbek Hohner Harde, Fockbek 256,4 

32 PR2_RDE_ 067 Schülldorf   Eiderkanal 27,8 

33 PR2_RDE_ 068 Schülldorf   Eiderkanal 36,6 

34 PR2_RDE_ 074 Flintbek   Flintbek 19,3 

35 PR2_RDE_ 075 Elsdorf-Westermühlen Hamdorf  Hohner Harde 88,3 

36 PR2_RDE_ 080 Bokel Emkendorf  Nortorfer Land 111,7 

37 PR2_RDE_ 083 Bokel   Nortorfer Land 35,2 

38 PR2_RDE_ 086 Jevenstedt   Jevenstedt 80,5 

39 PR2_RDE_ 087 Jevenstedt   Jevenstedt 59,9 

40 PR2_RDE_ 090 Jevenstedt   Jevenstedt 31,0 

41 PR2_RDE_ 094 Bokel Brammer Ellerdorf Nortorfer Land 98,7 

42 PR2_RDE_ 100 Ellerdorf Nortorf  Nortorfer Land 20,2 

43 PR2_RDE_ 104 Luhnstedt Bargstedt  Jevenstedt, Nortorfer Land 18,6 

44 PR2_RDE_ 106 Bissee Groß Buchwald  Bordesholm 61,0 

45 PR2_RDE_ 114 Loop Schönbek Neumünster Bordesholm, Neumünster (kreisfrei) 35,6 

46 PR2_RDE_ 117 Loop   Bordesholm 15,0 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde Teilaufstellung der Regionalpläne für die Planungsräume I bis III des Landes Schleswig-Holstein Übersicht der geänderten und neuen 
Fachdienst Regionalentwicklung (Sachthema Windenergie an Land) Vorranggebiete                – 4. Entwurf 

 
 

 25.09.2020 3 

 

 

 Code Gemeinde 1 Gemeinde 2 Gemeinde 3 Amt / Ämter 
Größe (ha) 

Kreis RD-ECK 

47 PR2_RDE_ 118 Groß Buchwald Negenharrie  Bordesholm 72,1 

48 PR2_RDE_ 121 Gnutz Schülp b. N. Timmaspe Nortorfer Land 42,5 

49 PR2_RDE_ 122 Steenfeld Hanerau-Hardemarschen Oldenbüttel Mittelholstein 143,2 

50 PR2_RDE_ 130 Krogaspe Loop  Nortorfer Land, Bordesholm 57,7 

51 PR2_RDE_ 132 Gnutz   Nortorfer Land 74,9 

52 PR2_RDE_ 136 Remmels Nienborstel  Mittelholstein 31,0 

53 PR2_RDE_ 140 Nienborstel Osterstedt  Mittelholstein 45,1 

54 PR2_RDE_ 142 Bornholt Beldorf Steenfeld Mittelholstein 118,7 

55 PR2_RDE_ 144 Bendorf Thaden  Mittelholstein 238,3 

56 PR2_RDE_ 158 Bornholt Bendorf  Mittelholstein 18,1 

57 PR2_RDE_ 159 Wapelfeld Jahrsdorf Hohenwestedt Mittelholstein 25,5 

58 PR2_RDE_ 164 Padenstedt   Mittelholstein 20,9 

59 PR2_RDE_ 301 Gammelby Rieseby  Schlei-Ostsee 42,2 

 2720,3 

 

 

 

Fläche Vorranggebiete insgesamt 4247,6 

 

TOP 9



 Kreis Rendsburg-Eckernförde 
 Der Landrat 
 Fachdienst Regionalentwicklung 
  
  
 

 

 
Dienstgebäude: 
Kaiserstraße 8 
24768 Rendsburg 
Telefon: +49 4331 202-0 
Telefax: +49 4331 202-295 
 

 

 
Konten der Kreiskasse: 
Förde Sparkasse  
IBAN DE38 2105 0170 0000 1440 06; BIC NOLADE21KIE 
Sparkasse Mittelholstein 
IBAN DE69 2145 0000 0000 0018 30; BIC NOLADE21RDB 
Postbank Hamburg 
IBAN DE39 2001 0020 0016 4122 07; BIC PBNKDEFF200 
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Stellungnahme zum Vierten Entwurf der Teilaufstellung der Regionalpläne für die Pla-

nungsräume I bis III des Landes Schleswig-Holstein (Sachthema Windenergie an Land) 

 

 

 

Zum dritten Entwurf hatte der Kreis Rendsburg-Eckernförde eine Stellungnahme abgegeben, 

auf die zunächst verwiesen wird. Der vierte Entwurf beschränkt sich auf die gegenüber dem 

vorherigen Entwurf geänderten Teile der Planunterlagen.  

 

 

Zur Synopse der Stellungnahmen zum Verfahren Online-Beteiligung Landesplanung Teil-

fortschreibung Landesentwicklungsplan (LEP), Sachthema Windenergie an Land, Dritter 

Planentwurf November 2019 

Die pauschale Annahme der Landesplanung der Gesamthöhe einer Referenzanlage mit 150 m 

wird nach Auffassung der unteren Denkmalschutzbehörde der tatsächlichen Höhenentwicklung 

nicht bzw. nicht mehr gerecht (vergl. Synopse, S. 306). So werden in einer Gemeinde des Krei-

ses Rendsburg-Eckernförde beispielsweise aktuell sechs WKA mit einer Gesamthöhe von je-

weils 247 m geplant. Das sind extrem hohe Anlagen mit einem dementsprechend sehr großen 

optischen und akustischen Wirkungsgebiet. Das bisher größte Windrad der Welt steht in Gail-

dorf bei Stuttgart (Gesamthöhe 246,5 m; Turmhöhe 178 m; GE 3.4-137). 

Ein besonders wichtiges Ziel des Schutzes von Kulturdenkmalen ist es, historische Zusammen-

hänge zu veranschaulichen. Kulturdenkmale, die in besonderer Weise Zeugnis über die kultu-

relle Entwicklung unseres Landes geben, müssen in einer angemessenen Umgebung erhalten 

werden. WKA in der Umgebung von Kulturdenkmalen können deren Eindruck beeinträchtigen, 

schlimmstenfalls wesentlich im Sinne von § 12 Absatz 1 Nr. 3 des Denkmalschutzgesetzes. 

 

 

Zum Textteil zu dem vierten Entwurf der Teilaufstellung des Regionalplans des Pla-

nungsraums II (Sachthema Windenergie an Land) 

Begründung, B zu 5.7.3 (2), S. 15 

Das geplante Vorranggebiet PR2_RDE_029 befindet sich nördlich der Ortslage der Gemeinde 

Owschlag. Die Heraufsetzung einer zulässigen Gesamthöhe von bislang 100 m auf nunmehr 

150 m wird angesichts der angrenzenden Welterbestätte Danewerk und Haithabu kritisch beur-

teilt.  
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Zum Umweltbericht zu dem vierten Entwurf der Teilaufstellung des Regionalplans des 

Planungsraums II (Sachthema Windenergie an Land) 

Der geringfügig veränderte Umweltbericht berücksichtigt die fachliche Stellungnahme der unte-

ren Naturschutzbehörde entgegen der Aussage in der Synopse nicht. Entsprechend wird die 

Stellungnahme zum dritten Entwurf aufrechterhalten. 

Der fast unverändert vorgelegte Umweltbericht ignoriert gleichermaßen die fachliche Stellung-

nahme der unteren Wasserbehörde zum 3. Entwurf. Die Aussage in der Synopse, dass die Ar-

gumente aus der Stellungnahme des Kreises Rendsburg-Eckernförde bei der Überarbeitung 

des Umweltberichts berücksichtigt werden, kann nicht nachvollzogen werden, da keine Anpas-

sung erfolgt ist. Entsprechend werden die Stellungnahmen zu den Talraumkulissen und Was-

serschutzgebieten vollumfänglich aufrechterhalten. 

3.3 Kriterien für die Prüfung der Umweltauswirkungen 

Es fehlt weiterhin die Berücksichtigung der Moorkulisse und der Maßnahmenflächen Moore 

(siehe Tabelle 5). 

Die Biodiversitätsstrategie sowie das im Kapitel 3.2 aufgelistete Aktionsprogramm Klimaschutz 

2020 der Bundesregierung berücksichtigen die besondere Bedeutung der Moore für den Klima-

schutz. Dabei spielt die Moorrenaturierung eine besondere Rolle, um aktuelle CO2 emittierende 

degradierte Moore (vornehmlich ackerbaulich bewirtschaftete Niedermoore) in funktionsfähige 

CO2 Senken zu verwandeln oder mindestens eine weitere Mineralisierung aufzuhalten und 

Emissionen zu vermeiden.  

In der Stellungnahme zum ersten und zum zweiten Entwurf wurde bereits auf die fehlende Be-

rücksichtigung der vom Land ausgewiesenen Moorkulisse hingewiesen, diese bleibt aber wei-

terhin unberücksichtigt.  

Die Errichtung von WKA innerhalb der ausgewiesenen Moorkulisse ist als ein Ausschlusskriteri-

um für eine Moorrenaturierung zu werten, da es durch die notwendigen Vernässungsmaßnah-

men zu einer Beeinträchtigung der Statik der WKA kommen kann. Dieser Zielkonflikt sollte be-

trachtet und transparent abgewogen werden, da er diametral zum Ziel des Klimaschutzes steht. 

4.3.1 Europäische Schutzgebiete 

Die zu berücksichtigenden Natura 2000 Schutzgebiete im Planungsraum II sind ausweislich der 

Tabellen 8 und 9 auf für Fledermausschutz relevante FFH-Gebiete und EU-Vogelschutzgebiete 

beschränkt. Der Auswahlprozess ist weder dokumentiert noch nachvollziehbar. Nach Art. 6 Abs. 

3 FFH RL i. V. m. § 34 BNatSchG ist für Pläne oder Projekte eine Prüfung der Verträglichkeit 

grundsätzlich vorgeschrieben, wenn sie geeignet sind, ein Natura 2000 Gebiet erheblich zu be-

einträchtigen. 

4.5.2 Wasserflächen, Schutzstreifen und Talräume  

(siehe auch 2.5.2.35 Gesamträumliches Plankonzept) 

Im Umweltbericht werden bei den Talräumen nur Flächen an natürlichen und erheblich verän-

derten Gewässern erfasst, welche durch eine regelmäßige Vernässung, eine natürliche Lauf-

veränderung und -verlegung der Gewässer und/oder eine auentypische Gehölzentwicklung ge-

kennzeichnet sind. Der gewählte Terminus orientiert sich an der WRRL (natürliche und erheb-

lich veränderte Gewässer), inhaltlich werden der Zweck und die Ziele der WRRL jedoch teilwei-

se missachtet. Es werden nur Talräume im Zuge der Ausweisung der Windvorranggebiete be-
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trachtet, welche schon durch o. a. Eigenschaften gekennzeichnet sind. Die Auswahl der be-

rücksichtigten bzw. der nicht berücksichtigten Wasserkörper ist nicht nachvollziehbar.  

Es wird somit weder das Verschlechterungsverbot nach WRRL noch das Maßnahmenpro-

gramm zur Erreichung der Ziele nach WRRL (guter ökologischer Zustand bzw. gutes ökologi-

sches Potenzial) vollumfänglich beachtet.  

Bei der Festsetzung der Vorranggebiete sind alle Wasserkörper gemäß EU-WRRL und die zu-

gehörigen Talräume zwingend zu berücksichtigen. Die Liste der zu berücksichtigen Wasserkör-

per ist auf der Internetseite des MELUND nachzulesen:  

http://www.umweltdaten.landsh.de/public/wrrl/massnahmen_db/md_wk_rw_liste.php 

Die Abbildung 15 ist entsprechend den Vorgaben des MELUND um die Talraumkulisse der 

Wasserkörper der WRRL zu ergänzen. Die Einzelfallprüfungen (Datenblätter Abwägungsbe-

reich für die Windenergienutzung) sind somit teilweise zu überarbeiten (siehe auch Stellung-

nahme zu 6.1.3 in Verbindung mit 6.1.6). 

4.5.3 Wasserschutzgebiete  

(siehe auch 2.3.2.6 Gesamträumliches Plankonzept) 

Das festgesetzte Wasserschutzgebiet Bordesholm (WSG Nr. 13 von 1990) im Kreis Rendsburg-

Eckernförde ist nicht aufgeführt. Auch wenn nur die Zonen I und III in der Wasserschutzgebiets-

verordnung festgesetzt wurden, ist das WSG zu berücksichtigen. Durch den Verzicht auf Zone II 

im Ausweisungsverfahren fällt die Zone I wesentlich größer aus und entspricht fachlich einer 

Zusammenführung der Zonen I und II. Somit sind die fachlichen Grundlagen gemäß dem Plan-

konzept gegeben, und das WSG ist mit der festgesetzten Zone I zu berücksichtigen. 

4.6 Klima und Luft 

Bei Inanspruchnahme von Moorflächen oder angrenzenden Flächen durch die Errichtung von 

WKA sind Maßnahmen zur Moorrenaturierung (in der Regel Wiedervernässung) u. U. nicht 

mehr möglich. Dies führt zu einer fortgesetzten Degradation der betroffenen Moorflächen, damit 

einhergehend fortgesetzten CO2 Emissionen. 

6.1.3 Übersicht der betroffenen Abwägungskriterien  

in Verbindung mit 

6.1.6 Boden/Fläche und Wasser 

Unter 6.1.3 und 6.1.6 wird aufgeführt, dass bei der Einzelfallprüfung der Vorranggebiete eine 

Betroffenheit der Talräume nicht vermieden werden kann. Es wird anerkannt, dass die Anlage 

von WKA und ihrer Bestandteile in der Talraumkulisse generell dem Verschlechterungsverbot 

und dem Zielerreichungsgebot nach WRRL entgegenstehen. Dies ist im Einzelfall auf der Ge-

nehmigungsebene zu prüfen und auszuschließen. Gemäß den Hinweisen zum Genehmigungs-

verfahren in den Datenblättern bedarf es der expliziten Zustimmung der unteren Wasserbehör-

de zur Zulassung von WKA in den Talräumen. 

Somit werden Flächen als Vorranggebiete ausgewiesen, welche im Genehmigungsverfahren 

gemäß Vorgaben des MELUND generell durch die unteren Wasserbehörden abzulehnen sind 

und somit nicht für die Aufstellung von WKA zur Verfügung stehen. Insbesondere da nicht das 

gesamte reduzierte Gewässernetz gemäß EU-WRRL berücksichtigt wird, ist dieser Widerspruch 

durch den Planaufsteller auszuräumen. 
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6.2.1 WKA im Beeinträchtigungsbereich eines Seeadlerbrutplatzes 

Dieser Grundsatz ermöglicht ausnahmsweise die Errichtung bzw. Änderung von WKA in der 

Nähe von bekannten Seeadlerbrutplätzen in einem Abstand von weniger als 3.000 m. Die Aus-

nahmen sind zu konkretisieren durch beispielsweise Angaben zu Brutstetigkeit, Habitatausstat-

tung, Angaben zum Horststandort, anlagenbedingte Parameter.  

6.3.1 Betroffenheit von FFH-Gebieten 

FFH-Gebiete nebst Umgebungsbereich von 300 m sind als weiches Tabukriterium für die Wind-

kraftnutzung ausgeschlossen. Die Errichtung von WKA außerhalb dieses Umgebungsbereichs 

führt laut Umweltbericht nicht zu einer erheblichen Beeinträchtigung des Gebietes. Das Beein-

trächtigungen des FFH-Gebietes nur gegeben sind, wenn das Erhaltungsziel den Schutz von 

Fledermäusen umfasst, wird widersprochen und sollte durch konkrete, gebietsspezifische FFH 

Prüfungen vorgenommen werden. Ein pauschaler Ausschluss der Beeinträchtigung und somit 

eine stets vorhandene FFH Verträglichkeit ist eine nicht nachvollziehbare Priorisierung von 

Windkraftvorhaben.  

Der Grundsatz der Gleichbehandlung hinsichtlich der Einhaltung des Schutzes des Netzes NA-

TURA 2000 ist insbesondere bei der Beantragung und Durchführung von anderen Vorhaben 

außerhalb von Windkraftvorhaben nicht fachlich haltbar. 

6.4 Vermeidung von Beeinträchtigungen der Belange des Artenschutzes 

Im letzten Absatz wird postuliert, dass bei einem nachgewiesenen artenschutzrechtlichen Kon-

flikt schließlich auch im Einzelfall eine artenschutzrechtliche Ausnahme erteilt werden „muss“. 

Dieser Zwang ist weder fachlich noch rechtlich begründet, insbesondere da in demselben Satz 

als Konsequenz zum Artenschutzkonflikt auch dargestellt wird, dass ein Vorranggebiet dann 

nicht vollständig ausgenutzt werden könnte (kann). Der Einzelfall, der zu einer artenschutzrecht-

lichen Ausnahme zwingt, sollte dann hier konsequenterweise definiert werden, da er der Ebene 

der Genehmigungsplanung vorgreift. 

 

 

Zu den Datenblättern Planungsraum II, Kreis Rendsburg-Eckernförde 

 

Sofern auch archäologische Kulturdenkmale, insbesondere vorgeschichtliche Grabhügel, von 

geplanten Vorranggebieten betroffen sind, wird das nachfolgend festgestellt. Zur näheren Erläu-

terung dieses Sachverhaltes siehe auch (jeweils) Ausführungen zu PR2_RDE_314. 

Belange des Denkmalschutzes können im Einzelfall Vorrang vor der Errichtung von WKA ha-

ben, da diese auch an andere Stelle errichtet werden können (OVG Koblenz, Urteil v. 3.7.2002, 

Az.: 8 A 10228/02, nicht veröffentlicht). Der gesamte Kreis Rendsburg-Eckernförde gilt als min-

destens ausreichend windhöffig, während die Kulturdenkmale ortsgebunden sind und ihre 

denkmalgeschützte Funktion nur an diesem Standort erfüllen können, wogegen die WKA nicht 

an einen bestimmten Standort gebunden sind. 

U. a. ist die Halbinsel Schwansen als Historische Gutslandschaft zu bezeichnen. Relativ viele 

historische Güter sind denkmalgeschützt; rücken WKA zu dicht an diese heran, entstehen Kon-

flikte mit dem Schutz der Kulturdenkmale. Die Halbinsel Schwansen eignet sich daher nur be-

dingt für Vorranggebiete für die Windenergie. 
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Die (nachfolgend benannten) denkmalrechtlich problematischen Flächen bedürfen einer kriti-

schen Überprüfung hinsichtlich von Anpassungen zur Erzielung der Denkmalverträglichkeit. Oft 

können die negativen Auswirkungen durch eine angemessene Erhöhung des Abstandes zwi-

schen dem Vorranggebiet und den Kulturdenkmalen erheblich reduziert werden. 

Grundsätzliche Hinweise zu Gewässern II. Ordnung: 

Innerhalb der Vorranggebiete sind eine Vielzahl von Gewässern II. Ordnung vorhanden. Hierzu 

zählen auch verrohrte Gewässer. Um den Wasserabfluss gewährleisten zu können, werden 

diese Gewässer unterhalten. Diese Gewässerunterhaltung muss jederzeit möglich sein. In der 

Regel sind die ansässigen Wasser- und Bodenverbände für den ordnungsgemäßen Wasserab-

fluss verantwortlich. Hierzu sind in den Satzungen der Verbände entsprechende Abstandsrege-

lungen verfasst, nach denen eine Bebauung beidseitig der Gewässer (auch verrohrte Gewässer 

und Anlagen ohne Gewässereigenschaft) in einem Abstand von i. d. R. 5,0 m (teilweise 7,0 m) 

unzulässig ist.  

Gemäß Stellungnahme des Landes ist dies unproblematisch und kann grundsätzlich durch 

Standortoptimierung im Genehmigungsverfahren gelöst werden. Dem wird widersprochen, da in 

laufenden Planungs- und Genehmigungsverfahren durch den Ausschluss von Talraumkulissen-

flächen in Verbindung mit zu berücksichtigenden weiteren Verbandsgewässern eine Umsetzung 

der vorgesehenen Anzahl von WKA in einzelnen Vorranggebieten nicht mehr möglich ist. Somit 

wird in den anstehenden Genehmigungsverfahren seitens der Antragsteller ein Bedarf zur Nut-

zung der Flächen der Talraumkulissen ausgelöst und der Konflikt bewusst auf die Genehmi-

gungsebene verlagert. Die Weigerung des Landes zur Berücksichtigung aller Talraumkulissen 

der EU-WRRL Gewässer führt zusätzlich zu erheblichen Planungsfehlern und Planungsverzö-

gerungen bei den betroffenen Vorranggebieten. 

Bei der Standortauswahl der WKA innerhalb der Vorranggebiete ist zwingend das amtliche 

wasserwirtschaftliche Gewässerverzeichnis des Landes Schleswig-Holstein (AWGV) in Verbin-

dung mit den Satzungen der Gewässerunterhaltungspflichtigen zu beachten. Hierbei ist zu be-

rücksichtigen, dass insbesondere bei verrohrten Gewässern die genaue Lage vor Ort zu über-

prüfen ist. 

PR2_RDE_001 

Das Vorranggebiet befindet sich in Sichtachse der denkmalgeschützten Park- und Alleeanlage 

sowie des Herrenhauses des Gutes Karlsburg. Durch die Errichtung von WKA in diesem Be-

reich würde insbesondere der Blick durch die Allee auf das Herrenhaus gestört werden. In einer 

Gesamtbetrachtung würde der Eindruck dieser Kulturdenkmale wesentlich beeinträchtigt wer-

den.  

Artenschutzfachlich sind Konflikte zu erwarten. Für das Waldgebiet Karlsburger Holz liegen 

Brutnachweise für Uhu und Wespenbussard vor. Generell muss für die Halbinsel Schwansen 

ein Vorrang für Vogelzug aufgrund der Verbundfunktion zwischen Schlei und Ostseeküste kri-

tisch geprüft werden. Erhaltungsziel des FFH-Gebietes DE 1425-301 „Karlsburger Holz“ ist es 

u. a., Höhlenbäume sowie den historischen Waldbestand von Eichen und Buchen zu erhalten, 

der Managementplan (MaP) sieht die Entwicklung von Altholzinseln vor. Diese Habitatstrukturen 

sind von besonderer Bedeutung für Seeadler. Revierkämpfe finden nahezu über die gesamte 

Halbinsel statt und zeugen sowohl von dichtem Seeadlerbesatz als auch von einer besonderen 

Habitateignung. Hierzu gehören verbindend auch Schlei, Ostsee und die zahlreichen Seen. In 3 

km Entfernung liegt das NSG Schwansener See. 

Im Landschaftsrahmenplan ist dieses Gebiet als historische Kulturlandschaft mit besonderer 

Eignung für die Erholung ausgewiesen. 
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In einem Teilbereich des Vorranggebietes befindet sich die Talraumkulisse des verrohrten Ge-

wässers III des WBV Schwansener See (Wasserkörper ec_01_a). Generell ist die Errichtung 

von WKA einschließlich aller Anlagenteile, wie auch z. B. Zuwegungen, Leitungen und Be-

triebsgebäude, in dem natürlichen Entwicklungsraum des Gewässers nicht zulässig. 

Die Errichtung einer WKA einschließlich ihrer Anlagenteile bedarf innerhalb der Talraumkulisse 

der expliziten Zustimmung der unteren Wasserbehörde. 

PR2_RDE_003 

Das Vorranggebiet befindet sich in unmittelbarere Nähe des Gutes Grünholz und von zehn 

Wohnhäusern und der ehemaligen Schule von Börentwedt. Diese Objekte sind denkmalge-

schützt und in die Denkmalliste eingetragen. Das Gut mit dem Herrenhaus, den Scheunen, dem 

Torhaus und dem Gutspark ist aus denkmalfachlicher Sicht als besonders wertvoll einzustufen. 

Durch die Errichtung von WKA in diesem Bereich würde der Eindruck dieser Kulturdenkmale 

wesentlich beeinträchtigt werden.  

Die südlich des FFH-Gebietes „Karlsburger Holz“ gelegene Fläche wird durch Knicks und präg-

nante Baumreihen zerteilt. Das geplante Vorranggebiet liegt zudem in einem Komplex von 

Kleingewässern. Aufgrund der Habitateignung für Fledermäuse (hier insbesondere Vernet-

zungsfunktion) ist mit artenschutzrechtlichen Konflikten zu rechnen. 

Im Landschaftsrahmenplan ist dieses Gebiet als historische Kulturlandschaft mit besonderer 

Eignung für die Erholung ausgewiesen. 

PR2_RDE_012 

Das Vorranggebiet ist dreiteilig. 

zur nördlichen Fläche: 

Diese Fläche befindet sich u. a. im denkmalrechtlichen Umgebungsbereich der geschützten und 

in die Denkmalliste eingetragenen Kulturdenkmale Kirche Waabs und mehreren Rundhügeln 

und Langbetten (archäologische Kulturdenkmale) südlich und östlich des Gutes Rotensande. 

Durch die Errichtung von WKA in diesem Bereich würde der Eindruck dieser Kulturdenkmale 

wesentlich beeinträchtigt werden. 

zur mittleren und westlichen Fläche: 

Diese Fläche befindet sich u. a. im denkmalrechtlichen Umgebungsbereich der geschützten und 

in die Denkmalliste eingetragenen Kulturdenkmale der Gutsanlage Ludwigsburg, mehreren 

Rundhügeln und Langbetten (archäologische Kulturdenkmale) südlich des Gutes Rotensande 

(kürzeste Entfernung ca. 922 m) und dem Langbett Karlsminde (kürzeste Entfernung ca. 1225 

m). Die kürzeste Entfernung von den Denkmalen des Gutes Ludwigsburg beträgt lediglich ca. 

800 m. Die wichtigsten Kulturdenkmale des Gutes sind das Herrenhaus, das Torhaus, das 

Krummhaus Eckbau Nord, das Krummhaus Eckbau Süd und der Gutspark. Durch die Errich-

tung von WKA in diesem Bereich würde der Eindruck dieser Kulturdenkmale wesentlich beein-

trächtigt werden. Dabei ist erschwerend zu bedenken, dass das sehr bedeutende Herrenhaus 

mit Landes- und Stiftungsgeldern aufwendig restauriert worden ist. Außerdem wurde das sich in 

exponierter Lage befindende Langbett Karlsminde (vorgeschichtlicher Grabhügel, archäologi-

sches Kulturdenkmal) unter viel Aufwand wiederhergestellt (Einweihung durch den damals am-

tierenden Ministerpräsidenten). Die umgebende Kulturlandschaft der Denkmale würde weitge-

hend überformt und verfremdet werden. 

zur Vorbelastung (s. Synopse zum dritten Entwurf, S. 400; man verweist dort auf insgesamt 

sechs WKA): 
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Hierzu ist grundsätzlich festzustellen, dass nach der Rechtsprechung eine Vorbelastung nicht 

automatisch zum Verlust der Denkmalwerte bzw. der Schutzwürdigkeit führt. Bereits vorhande-

ne Eindrucksbeeinträchtigungen wirken sich nicht ohne weiteres begünstigend auf weitere ge-

plante Beeinträchtigungen aus (Urteil VG Schleswig vom 07.07.2004, Az. 8 A 45/04; bereits 

vorhandene Beeinträchtigungen des Grabhügels durch Bebauung führen – in diesem Fall – zur 

Versagung der Genehmigung, sodass keine weiteren Beeinträchtigungen hinzukommen; Be-

schluss VGH München v. 30.03.2016 – 22 ZB 15.1760; WKA in der Nähe eines Baudenkmals 

von herausragender Bedeutung; redaktioneller Leitsatz: Vorbelastungen entwerten die Gründe 

des Denkmalschutzes nicht, solange es überhaupt noch etwas zu schützen gibt. Einen in die 

gegenteilige Richtung weisenden Erfahrungssatz oder Rechtssatz, wonach die Erheblichkeit 

von abzuwehrenden Beeinträchtigungen der Denkmalwirkung umso geringer sei, je stärker die-

se Denkmalwirkung durch Vorbelastungen bereits geschmälert sei, gibt es nicht.). 

Die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde zum dritten Entwurf wird in Teilen auf-

rechterhalten, da in der Abwägung seitens des Landes der Großteil der Anmerkungen nicht 

berücksichtigt wurde. 

Es ist aufgrund der naturräumlichen Ausstattung von hohen Fledermausaktivitäten auszugehen. 

Die östliche Teilfläche liegt teilweise innerhalb der Moorkulisse. 

Die geringfügige Erweiterungsfläche ist naturschutzfachlich ohne weiteren Belang. 

PR2_RDE_033 

Die Stellungnahme der unteren Wasserbehörde zum dritten Entwurf wird vollumfänglich auf-

rechterhalten, da in der Abwägung die in einem Teilbereich vorhandene Talraumkulisse des 

Gewässers Felmer Au des WBV Felmer Au weiterhin ignoriert wird. Die Begründung, dass auf 

der Raumordnungsebene kleinere, lineare Strukturen nicht darstellbar sind und entsprechend 

nicht berücksichtigt werden können, ist abwegig, da bei einer Vielzahl von Windvorranggebieten 

die Talraumkulissen berücksichtigt wurden. Der Widerspruch in der Abarbeitung der Windvor-

ranggebiete wurde in der Stellungnahme zum Umweltbericht unter 4.5.2 bereits aufgezeigt. Im 

Umweltbericht werden bei den Talräumen nur Flächen an natürlichen und erheblich veränderten 

Gewässern erfasst, welche durch eine regelmäßige Vernässung, eine natürliche Laufverände-

rung oder -verlegung der Gewässer und/oder eine auentypische Gehölzentwicklung gekenn-

zeichnet sind. Der gewählte Terminus orientiert sich an der WRRL (natürliche und erheblich 

veränderte Gewässer), inhaltlich werden der Zweck und die Ziele der WRRL jedoch teilweise 

missachtet. Es werden nur Talräume im Zuge der Ausweisung der Windvorranggebieten be-

trachtet, welche schon durch o. a. Eigenschaften gekennzeichnet sind. Die Auswahl der be-

rücksichtigten bzw. der nicht berücksichtigten Wasserkörper ist nicht nachvollziehbar. Es wird 

somit weder das Verschlechterungsverbot nach WRRL, noch das Maßnahmenprogramm zur 

Erreichung der Ziele nach WRRL (guter ökologischer Zustand bzw. gutes ökologisches Poten-

zial) vollumfänglich beachtet.  

Bei der Festsetzung der Vorranggebiete sind alle Wasserkörper gemäß EU-WRRL mit den zu-

gehörigen Talräumen zwingend zu berücksichtigen. Die Liste der zu berücksichtigen Wasser-

körper ist auf der Internetseite des MELUND nachzulesen:  

http://www.umweltdaten.landsh.de/public/wrrl/massnahmen_db/md_wk_rw_liste.php . 

Generell ist die Errichtung von WKA einschließlich aller Anlagenteile, wie auch z. B. Zuwegun-

gen, Leitungen und Betriebsgebäude in dem natürlichen Entwicklungsraum des Gewässers 

nicht zulässig. 
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Die Errichtung einer WKA einschließlich ihrer Anlagenteile bedarf innerhalb der Talraumkulisse 

der expliziten Zustimmung der unteren Wasserbehörde. Die Unterlagen sind entsprechend zu 

ergänzen (betroffene Fläche, Konfliktrisiko, Hinweise zum Genehmigungsverfahren). 

PR2_RDE_039 

Durch die räumliche Nähe zum FFH-Gebiet „Wittensee und angrenzende Niederungen“ als 

auch zum Landschaftsschutzgebiet „Wittensee, Hüttener und Duvenstedter Berge“ ist ein hohes 

Konfliktrisiko bezüglich Wiesenvögel, Großvögel und Fledermäuse zu erwarten. Horstbäume 

relevanter Großvogelarten sind innerhalb des 3 km Radius nachgewiesen worden. Der Nord-

Ostsee-Kanal wird als Hauptzugweg für Wasservögel angegeben.  

PR2_RDE_046 

Das geplante Vorranggebiet befindet sich im Umgebungsbereich der vielen geschützten Kultur-

denkmale auf den Gutsanlagen Kluvensiek und Osterrade sowie dem alten Eiderkanal mit sei-

nen Schleusen und der Klappbrücke. Des Weiteren sind ein vorgeschichtlicher Grabhügel mit 

großer Fernwirkung (Bovenau, Denkmalbuch Nr. 2) und eine ehemalige Turmhügelburg 

(Bovenau, Denkmalbuch Nr. 3) betroffen. Die Entfernungen von den Denkmalen zum geplanten 

Vorranggebiet betragen z. T. unter 500 m (Gut Osterrade). Auch bei den weiter entfernten 

Denkmalen wird aufgrund der Topographie der Eindruck der Kulturdenkmale immer noch stark 

beeinträchtigt werden. Durch die Errichtung von WKA in diesem Bereich würde der Eindruck 

dieser Kulturdenkmale wesentlich beeinträchtigt werden. 

PR2_RDE_077 

Die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde zum dritten Entwurf wird in Teilen auf-

rechterhalten, da folgende Anmerkungen in der Abwägung nicht berücksichtigt worden sind. 

Die westliche Teilfläche liegt innerhalb der Moorkulisse. Beide Vorranggebiete sind von Gewäs-

sern und Knickstrukturen geprägt. 

Die Errichtung von WKA im Schutzstreifen der Gewässer wird kritisch eingestuft, da diese Puf-

ferwirkungen haben und als Leitlinien in der Landschaft fungieren. Zudem sind fließende Ge-

wässer einschließlich ihrer Ufer und uferbegleitenden Vegetation gesetzlich geschützt (§ 30 

BNatSchG). 

Die Stellungnahme der unteren Wasserbehörde zum dritten Entwurf wird bei dem geringfügig 

verkleinerten Vorranggebiet vollumfänglich aufrechterhalten. 

In der Abwägung wird die in einem Teilbereich vorhandene Talraumkulisse der Gewässer NOK 

(Wasserkörper nok_0) und Jevenstedter Teichgraben des WBV Untere Jevenau (Wasserkörper 

we_19) ignoriert. Generell ist die Errichtung von WKA einschließlich aller Anlagenteile, wie auch 

z. B. Zuwegungen, Leitungen und Betriebsgebäude in dem natürlichen Entwicklungsraum des 

Gewässers nicht zulässig. Die Errichtung einer WKA einschließlich ihrer Anlagenteile bedarf 

innerhalb der Talraumkulisse der expliziten Zustimmung der unteren Wasserbehörde. Die Un-

terlagen sind entsprechend zu ergänzen (betroffene Fläche, Konfliktrisiko, Hinweise zum Ge-

nehmigungsverfahren). 

PR2_RDE_082 

Die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde zum dritten Entwurf wird vollumfänglich 

aufrechterhalten, da die Anregungen in der Abwägung nicht berücksichtigt worden sind. 
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Durch die Nähe zum NSG Bokelholmer Fischteiche sind aufgrund der besonderen Habitateig-

nung Artenschutzkonflikte durch Wiesenvögel und Limikolen zu erwarten. Im Umkreis von 1.000 

m zum Vorranggebiet liegen Brutnachweise für Graureiher, Wiesenweihe und Rohrdommel vor. 

PR2_RDE_126 

Die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde zum dritten Entwurf wird vollumfänglich 

aufrechterhalten, da die folgende Anregung in der Abwägung nicht berücksichtigt worden ist. 

Bestehender Windpark mit hoher Dichte an gesetzlich geschützten Biotopen (Knicks/Redder). 

Entlang der Redderstrukturen sind Fledermausvorkommen kartiert worden. Artenschutzfachlich 

sind Konflikte zu erwarten.  

PR2_RDE_137 

Die Fläche wird durch Knicks (überwiegend Redder) klein parzelliert. Im Süden und Westen 

liegen kleinräumige Teilbereiche innerhalb der Moorkulisse. Der südwestliche Teil des Vorrang-

gebietes überplant zudem das entlang der Höllenau verlaufende Biotopverbundsystem. 

Für die Ortschaft Gnutz ist ein Weißstorchvorkommen bekannt. Vor dem Hintergrund der zu 

erwartenden funktionalen Beziehungen zwischen Brut- und Nahrungshabitaten im Bereich der 

Höllenau ist von artenschutzrechtlichen Konflikten auszugehen. 

Eine artenschutzfachliche Prüfung nach den Empfehlungen von LLUR und MELUND durch ei-

nen nachweislich qualifizierten Fachgutachter ist im Genehmigungsverfahren festzusetzen (ins-

besondere Seeadler, Weißstorch). 

PR2_RDE_139 

Für das verbleibende Vorranggebiet wird weiterhin in der Abwägung die in einem Teilbereich 

vorhandene Talraumkulisse des Gewässers Fuhlenau (D) /44 des WBV Haaleraugebiet (Was-

serkörper we_16) ignoriert. Generell ist die Errichtung von WKA einschließlich aller Anlagentei-

le, wie auch z. B. Zuwegungen, Leitungen und Betriebsgebäude in dem natürlichen Entwick-

lungsraum des Gewässers nicht zulässig. Die Errichtung einer WKA einschließlich ihrer Anla-

genteile bedarf innerhalb der Talraumkulisse der expliziten Zustimmung der unteren Wasserbe-

hörde. Die Unterlagen sind entsprechend zu ergänzen (betroffene Fläche, Konfliktrisiko, Hin-

weise zum Genehmigungsverfahren). 

PR2_RDE_155 

Die Erweiterungsfläche der  Vorrangfläche gegenüber dem dritten Entwurf ist wasserwirtschaft-

lich ohne Auswirkungen. In der Abwägung wird jedoch weiterhin die in einem Teilbereich vor-

handene Talraumkulisse des Gewässers Bredenbek des WBV Wasbek (Wasserkörper ost_10) 

ignoriert. Generell ist die Errichtung von WKA einschließlich aller Anlagenteile, wie auch z. B. 

Zuwegungen, Leitungen und Betriebsgebäude in dem natürlichen Entwicklungsraum des Ge-

wässers nicht zulässig. Die Errichtung einer WKA einschließlich ihrer Anlagenteile bedarf inner-

halb der Talraumkulisse der expliziten Zustimmung der unteren Wasserbehörde. Die Unterlagen 

sind entsprechend zu ergänzen (betroffene Fläche, Konfliktrisiko, Hinweise zum Genehmi-

gungsverfahren). 

PR2_RDE_314 

Es ist nicht zu erkennen, dass die Stellungnahme der unteren Denkmalschutzbehörde in der 

Abwägung Berücksichtigung gefunden hat. Die genannte Einschränkung des Gebietes auf-
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grund denkmalrechtlicher Belange fand bereits vor dem zweiten Entwurf statt und ist für den 

jetzigen Stand der Beurteilung nicht relevant. Im Gegensatz zum zweiten Entwurf haben sich 

die Bedingungen für die Kulturdenkmale weiter verschlechtert, da durch die Hinzunahme einer 

östlich gelegenen Potenzialfläche der Umgebungsschutz der vorgeschichtlichen Grabhügel von 

Ehndorf verletzt wird. Das geplante Vorranggebiet befindet sich nahe mehrerer denkmalge-

schützter Grabhügel bei den Ortschaften Hochmoor und Ehndorf (Ensemble Ehndorf DB Nr. 2, 

3, 4, 5, 6, 7, und 8 mit geringstem Abstand von ca. 825 m sowie Einzeldenkmal Ehndorf DB Nr. 

1 mit geringstem Abstand von ca. 502 m). 

In einem Theater versteht man unter Kulisse das Bühnenbild. In Ehndorf sind die umgebende 

Landschaft und der Umgebungsbereich die Kulisse der vorgeschichtlichen Grabhügel. Und die-

se Kulisse würde ganz erheblich durch die Errichtung von vielen hohen WKA, die als Landmar-

ken in das Landschaftsbild wirken werden, verändert. Die WKA werden u. a. zu einem Verlust 

an erlebbarer Landschaft führen. Bei dieser Landschaft handelt es sich zumindest teilweise um 

den denkmalrechtlichen Umgebungsbereich der in Rede stehenden Hügelgräber, die sich weit 

sichtbar aus der Ebene erheben. 

Die Landschaft trägt zum erhaltenswerten Gesamteindruck des Gräberfeldes bei. 

Das Erscheinungsbild der Umgebung der Grabhügel würde durch die vielen WKA derart verän-

dert werden, dass eine die Gräber konstituierende Einbindung in die Landschaft nicht mehr er-

kannt werden kann, da die WKA ihren optischen Eindruck übertönen sowie ständig innerhalb 

des Denkmalensembles Ehndorf DB Nr. 2-8 und am Grabhügel Ehndorf DB Nr. 1 wahrnehmbar 

wären und dadurch die Erlebbarkeit der Denkmalwerte beeinflussen. 

Durch die Errichtung von WKA in diesem Bereich würde der Eindruck dieser Kulturdenkmale 

wesentlich beeinträchtigt werden. 

PR2_RDE_317 

Die Erweiterungsfläche ist gegenüber dem dritten Entwurf wasserwirtschaftlich ohne Auswir-

kungen. Weiterhin wird jedoch in der Abwägung die in einem Teilbereich vorhandene Talraum-

kulisse des Gewässers Padenstedter Au des WBV Padenstedt (Wasserkörper ost_05c) igno-

riert. Generell ist die Errichtung von WKA einschließlich aller Anlagenteile, wie auch z. B. Zuwe-

gungen, Leitungen und Betriebsgebäude in dem natürlichen Entwicklungsraum des Gewässers 

nicht zulässig. Die Errichtung einer WKA einschließlich ihrer Anlagenteile bedarf innerhalb der 

Talraumkulisse der expliziten Zustimmung der unteren Wasserbehörde. Die Unterlagen sind 

entsprechend zu ergänzen (betroffene Fläche, Konfliktrisiko, Hinweise zum Genehmigungsver-

fahren). 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/551

01.10.2020

Fiedler, Nina

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Zarp-Menzel, Karen

Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, FDP, SSW zu dem TOP 
"Finanzbeziehungen von Kreis und kreisangehörigen Bereich"
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

22.10.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Sachverhalt ergibt sich aus der Anlage.

Anlage/n: 
Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, FDP, SSW vom 01.10.2020
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01.10.2020 
 
 
Hiermit beantragen wir für die Sitzung des Kreistages am 22.10.2020 
 

1.) Die Aufnahme eines neuen Tagesordnungspunktes „Finanzbeziehungen von Kreis und 
kreisangehörigen Bereich“ 
 

2.) Zu dem obigen Tagesordnungspunkt beantragen wir den folgenden Beschlussvorschlag: 
 
„1. Wir bitten den Landrat für die Jahre 2021 und 2022 jeweils Haushaltsentwürfe mit 
einer um zwei Prozentpunkte auf 29% gesenkten Kreisumlage vorzulegen. 
 
2. Im letzten Quartal 2022 soll die Höhe der Kreisumlage ab dem Haushaltsjahr 2023 
zusammen mit dem kreisangehörigen Bereich diskutiert werden.“ 
 

3.) Zum Tagesordnungspunkt „Nachtragshaushalt“ beantragen wir den folgenden 
Beschlussvorschlag:  

Wir bitten den Landrat einen Nachtragshaushalt für das Haushaltsjahr 2020 mit einer 
rückwirkend zum 01.01.2020 um zwei Prozentpunkte auf 29% gesenkten Kreisumlage 
vorzulegen. 

 
 
Begründung: 
Erfolgt mündlich 
 
 

Für die CDU-Fraktion 
Tim Albrecht 
 
Für die SPD-Fraktion 
Dr. Kai Dolgner 
 
 

Für die FDP-Fraktion 
Tina Schuster 
 
Für die SSW-Fraktion 
Dr. Michael Schunck 
 
 

 

 
 

 

 
 

CDU-Kreistagsfraktion 
Paradeplatz 10 
24768 Rendsburg 
Tel.: 04331 14160 
Fax: 04331 141620 
info@cdu-rd-eck.de 

SPD-Kreistagsfraktion  
Kreishaus 
24768 Rendsburg 
Tel.: 04331 / 202-360 
Fax: 04331 / 202-530 
spd-fraktion@gmx.de 

FDP-Kreistagsfraktion  
Kreishaus 
24768 Rendsburg 
Tel.: 04331 / 202-359 
Fax: 04331 / 202-563 
info@fdp-fraktion-rd-eck.de 

 SSW-Kreistagsfraktion 
Rendsburg-Eckernförde 
Kreishaus 
24768 Rendsburg 
Tel.  0176 800 95 803 
MSchunck.SSW@web.de 

Frau 
Kreispräsidentin 
Dr. Juliane Rumpf 
Kreishaus 
24768 Rendsburg 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/552

01.10.2020

Fiedler, Nina

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Zarp-Menzel, Karen

Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, FDP, SSW zu dem TOP 
"Nachtragshaushalt"
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

22.10.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Sachverhalt ergibt sich aus der Anlage.

Anlage/n: 
Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, FDP, SSW vom 01.10.2020
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01.10.2020 
 
 
Hiermit beantragen wir für die Sitzung des Kreistages am 22.10.2020 
 

1.) Die Aufnahme eines neuen Tagesordnungspunktes „Finanzbeziehungen von Kreis und 
kreisangehörigen Bereich“ 
 

2.) Zu dem obigen Tagesordnungspunkt beantragen wir den folgenden Beschlussvorschlag: 
 
„1. Wir bitten den Landrat für die Jahre 2021 und 2022 jeweils Haushaltsentwürfe mit 
einer um zwei Prozentpunkte auf 29% gesenkten Kreisumlage vorzulegen. 
 
2. Im letzten Quartal 2022 soll die Höhe der Kreisumlage ab dem Haushaltsjahr 2023 
zusammen mit dem kreisangehörigen Bereich diskutiert werden.“ 
 

3.) Zum Tagesordnungspunkt „Nachtragshaushalt“ beantragen wir den folgenden 
Beschlussvorschlag:  

Wir bitten den Landrat einen Nachtragshaushalt für das Haushaltsjahr 2020 mit einer 
rückwirkend zum 01.01.2020 um zwei Prozentpunkte auf 29% gesenkten Kreisumlage 
vorzulegen. 

 
 
Begründung: 
Erfolgt mündlich 
 
 

Für die CDU-Fraktion 
Tim Albrecht 
 
Für die SPD-Fraktion 
Dr. Kai Dolgner 
 
 

Für die FDP-Fraktion 
Tina Schuster 
 
Für die SSW-Fraktion 
Dr. Michael Schunck 
 
 

 

 
 

 

 
 

CDU-Kreistagsfraktion 
Paradeplatz 10 
24768 Rendsburg 
Tel.: 04331 14160 
Fax: 04331 141620 
info@cdu-rd-eck.de 

SPD-Kreistagsfraktion  
Kreishaus 
24768 Rendsburg 
Tel.: 04331 / 202-360 
Fax: 04331 / 202-530 
spd-fraktion@gmx.de 

FDP-Kreistagsfraktion  
Kreishaus 
24768 Rendsburg 
Tel.: 04331 / 202-359 
Fax: 04331 / 202-563 
info@fdp-fraktion-rd-eck.de 

 SSW-Kreistagsfraktion 
Rendsburg-Eckernförde 
Kreishaus 
24768 Rendsburg 
Tel.  0176 800 95 803 
MSchunck.SSW@web.de 

Frau 
Kreispräsidentin 
Dr. Juliane Rumpf 
Kreishaus 
24768 Rendsburg 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/535

22.09.2020

Groeper, Sabine

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Stabsstelle Finanzen

Bearbeiter/in: Groeper, Sabine

Nachtragshaushalt 2020 - 2. Nachtrag
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

22.10.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Kreistag beschließt die 2. Nachtragshaushaltssatzung in der Fassung der 
beigefügten Haushaltsunterlagen (Stand: 02.10.2020) und den in der Sitzung 
gefassten Beschlüssen.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Haushalt 2020 wurde nach Beschlussfassung durch den Kreistag am 16.12.2019 
dem Innenministerium vorgelegt. Genehmigungspflichtige Teile waren nicht 
enthalten. Das Innenministerium hat mit Erlass vom 28.04.2020 einige rechtliche 
bzw. formelle Hinweise gegeben. Insbesondere wurde folgende Anmerkung 
gemacht:

Gemäß § 10 Absatz 3 GemHVO-Doppik sind Einzahlungen und Auszahlungen in 
Höhe der voraussichtlich zu erzielenden oder zu leistenden Beträge zu 
veranschlagen. Diese Vorschrift dient der Sicherstellung der Haushaltswahrheit, 
einem der grundlegenden Pfeiler des Haushaltsrechts. Mit der Haushaltswahrheit 
grundsätzlich vereinbar wären durchschnittliche Verwendungsquoten von 
mindestens 60 Prozent der zur Verfügung stehenden Mittel. Im Jahr 2019 konnte 
nach Mitteilung des Kreises lediglich eine Umsetzungsquote investiver Maßnahmen 
von rund 35 Prozent erreicht werden. Eine Umsetzungsquote von mindestens 60 
Prozent der für Investitionen zur Verfügung stehenden Mittel wurde deutlich verfehlt. 
Für Veranschlagungen in einem Nachtragshaushaltsplan bzw. den kommenden 
Haushaltsplänen wies das Ministerium auf § 12 Absatz 2 GemHVO-Doppik hin. Das 
Ministerium bat daher sicherzustellen, dass für Bauten und Instandsetzungen an 
Bauten Pläne, Kostenberechnungen und Erläuterungen vorliegen, aus denen die Art 
der Ausführung, die Kosten der Maßnahme, des Grunderwerbs und der Einrichtung 
sowie die voraussichtlichen Jahresraten unter Angabe der Kostenbeteiligung Dritter 
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und ein Bauzeitplan im Einzelnen ersichtlich sind. Soweit in der Finanzrechnung 
2020 keine signifikanten Verbesserungen erkennbar sein sollten, werden für den 
Haushalt des kommenden Jahres – unabhängig von einer bestehenden 
Genehmigungspflicht – kommunalaufsichtliche Maßnahmen in Erwägung gezogen 
werden müssen. 

In einem Gespräch mit Vertretern des Ministeriums sowie Herrn Hetzel und Frau 
Groeper wurde erörtert, welche Maßnahmen erforderlich sind, um die 
durchschnittliche Verwendungsquote zu verbessern. Bei Investitionen ist nach 
Auffassung des Ministeriums darauf zu achten, dass die Beträge veranschlagt 
werden, die sich im jeweiligen Haushaltsjahr auch zahlungswirksam umsetzen 
lassen. Im Übrigen ist mit Verpflichtungsermächtigungen zu Lasten der Folgejahre 
als Grundlage für die Auftragserteilung zu arbeiten. Weiterhin wurde festgestellt, 
dass die Übertragungen für Investitionen aus dem Jahr 2019 in das Jahr 2020 
reduziert werden können. Dies ist noch in den Jahresabschluss 2019 einzuarbeiten. 
Einfluss auf das Jahresergebnis hat diese Korrektur nicht, da nur der Finanzhaushalt 
betroffen ist. Für das Jahr 2020 machen die Ergebnisse des Gespräches die 
Erstellung eines 2. Nachtrages erforderlich. Die Veranschlagungen der Investitionen 
für Baumaßnahmen im Haushalt 2020 wurden daraufhin überprüft. Aus den 
Veränderungen ergibt sich der vorliegende 2. Nachtragshaushalt mit Veränderungen 
in den Teilhaushalten

111403 – Liegenschaftsmanagement 
511102 – Klimaschutz
542101 – Kreisstraßen einschl. Radwege
547101 – Förderung des ÖPNV

Die Verpflichtungsermächtigungen 2020 wurden ebenfalls angepasst. Mit dem 2. 
Nachtrag 2020 sind Verpflichtungsermächtigungen für folgende Maßnahmen 2020 
vorgesehen:

Maßnahme 2021 2022 Bemerkungen
Anbau Schule am Noor 1.000.000 300.000 Neu: Sperrvermerk
Schule am Noor, PV-Anlage 65.000 Neu: Sperrvermerk
Neubau FTZ/LZG 8.700.000 3.662.900
Ausstattung FTZ/LZG 898.800 353.000
Neubau Kreishaus 3.601.300
Kreisstraßen Radwege 1.000.000 1.000.000
Klimaschutz 750.000

15.950.100 5.380.900

Um den Hinweisen des Innenministeriums Rechnung zu tragen werden die 
Verpflichtungsermächtigungen für die Maßnahme Anbau Schule Am Noor einschl. 
PV-Anlage mit folgendem Sperrvermerk versehen: Freigabe der Mittel nach Vorlage 
der erforderlichen Unterlagen gemäß GemHVO-Doppik (Leistungsphase 1-3).

Der 2. Nachtragshaushalt 2020 enthält außerdem die Teilergebnispläne

542101 – Kreisstraßen einschl. Radwege und
611101 – Steuern, allgemeine Zuweisungen und Umlagen
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Im Teilergebnisplan 542101 (Kreisstraßen einschl. Radwege) war eine Korrektur der 
Erträge und Aufwendungen für die Schwarzdeckenerneuerung erforderlich, da eine 
Maßnahme (K 82) nicht im Rahmen einer regulären Deckenerneuerung durchgeführt 
werden kann.

Der Teilergebnisplan 611101 (Steuern, allgemeine Zuweisungen und Umlagen) 
berücksichtigt die Senkung der Kreisumlage um 2 Prozentpunkte rückwirkend für 
2020 gemäß Antrag der Fraktionen CDU, SPD, FDP und SSW vom 01.10.2020 
(VO/2020/552).

Gegenüber dem Haushalt 2020 und dem 1. Nachtrag 2020 verändern sich die 
Zahlen folgendermaßen

Stand 1. 
Nachtrag

Stand 2. 
Nachtrag

Veränderung

1. im Ergebnisplan der
Gesamtbetrag der Erträge 434.824.900 427.496.900 -7.328.000
Gesamtbetrag der 
Aufwendungen

418.387.100 415.793.100 -2.594.000

Jahresüberschuss 16.437.800 11.703.800 -4.734.000
2. im Finanzplan der
Gesamtbetrag der 
Einzahlungen aus 
laufender 
Verwaltungstätigkeit

418.837.500 411.609.500 -7.328.000

Gesamtbetrag der 
Auszahlungen aus 
laufender 
Verwaltungstätigkeit

404.620.000 402.026.000 -2.594.000

Gesamtbetrag der 
Auszahlungen aus der 
Investitionstätigkeit und 
der Finanzierungstätigkeit

20.356.700 € 21.078.000 +721.300

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen ändert sich von 12.170.600 € 
auf 21.331.000 €. 

Relevanz für den Klimaschutz:
Keine Relevanz

Finanzielle Auswirkungen: 
Siehe Sachverhalt

Anlage/n: Nachtragshaushaltssatzung einschl. Haushaltsunterlagen
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2. Nachtragshaushaltssatzung 

des Kreises Rendsburg-Eckernförde für das Haushaltsjahr 2020 

 

Aufgrund des § 57 der Kreisordnung in Verbindung mit § 95 b der Gemeindeordnung wird 

nach Beschluss des Kreistages vom ………. folgende Nachtragshaushaltssatzung  

erlassen: 

 

§ 1 

 
Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden 

 

 erhöht um vermindert um und damit der Gesamtbetrag 
des  

Haushaltsplanes einschl. der 
Nachträge 

   gegenüber 
bisher 

nunmehr fest-
gesetzt auf 

 
 

1. im Ergebnisplan der 
Gesamtbetrag der Erträge 
Gesamtbetrag der Aufwendungen 
Jahresüberschuss 
 

 
EUR 

 
 
 

 
EUR 

 
7.328.000 
2.594.000 
4.734.000 

 

 
EUR 

 
434.824.900 
418.387.100 
16.437.800 

 

 
EUR 

 
427.496.900 
415.793.100 
11.703.800 

 
     
2. im Finanzplan der 

Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit 
Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit 

 
 
 
 
 

 
 

7.328.000 
 

2.594.000 

 
 

418.937.500 
 

404.620.000 

 
 

411.609.500 
 

402.026.000 
     

Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Investitionstätigkeit und 
der Finanzierungstätigkeit 
Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Investitionstätigkeit und 
der Finanzierungstätigkeit 

 
 
 
 
 

721.300 

 
 
 
 
 
 

 
 

4.243.200 
 
 

20.356.700 

 
 

4.243.200 
 
 

21.078.000 
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 - 2 - 

 

§ 2 

 
Es werden festgesetzt: 
   
1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen 

und Investitionsförderungsmaßnahmen  
wie bisher 0 EUR  

 
   
2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächti-

gungen  
von bisher 12.170.600 EUR auf 
21.331.000 EUR 

 

   
3. der Höchstbetrag der Kassenkredite wie bisher 20.000.000 EUR  
   
4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen 

Stellen 
wie bisher 727,07 Stellen  

  
 

 
 
 
Rendsburg, den  
 
        Dr. Rolf-Oliver Schwemer 

L a n d r a t 
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2. Nachtragshaushaltsplan für den Gesamtergebnisplan 2020

bis-

heriger

Ansatz

mehr (+) oder

weniger gegen-

über dem bisheri

gen Ansatz

neuer

Ansatz

in EUR in EUR in EUR

1 2 3 4 5 6

40 1 Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0

41 2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 216.469.400 -7.328.000 209.141.400

42 3 + sonstige Transfererträge 4.657.200 0 4.657.200

43 4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 9.399.900 0 9.399.900

448 6 + Kostenerstattungen und 

Kostenumlagen 175.348.100 0 175.348.100

45 7 + sonstige Erträge 9.676.400 0 9.676.400

471 8 + aktivierte Eigenleistungen 0 0 0

472 9 + / - Bestandsveränderungen 0 0 0

10 = Erträge 433.790.500 -7.328.000 426.462.500

50 11 Personalaufwendungen 46.924.200 0 46.924.200

51 12 + Versorgungsaufwendungen 153.300 0 153.300

52 13 + Aufwendungen für Sach- u.

Dienstleistungen 12.709.100 -2.594.000 10.115.100

57 14 + bilanzielle Abschreibungen 12.086.900 0 12.086.900

53 15 + Transferaufwendungen 247.695.800 0 247.695.800

54 16 + sonstige Aufwendungen 98.790.700 0 98.790.700

17 = Aufwendungen

(= Zeilen 11 bis 16) 418.360.000 -2.594.000 415.766.000

18 = Ergebnis der laufenden

Verwaltungstätigkeit (= Zeilen 10 / 17) 15.430.500 -4.734.000 10.696.500

46 19 + Finanzerträge 1.034.400 1.034.400

55 20 - Zinsen und sonstige Finanzaufwendun-

gen 27.100 0 27.100

21 = Finanzergebnis (Zeilen 19 und 20) 1.007.300 0 1.007.300

22 = Jahresergebnis (Zeilen 18 und 21) 16.437.800 -4.734.000 11.703.800

bis-

heriger

Ansatz

mehr (+) oder

weniger gegen-

über dem bisheri

gen Ansatz

neuer

Ansatz

in EUR in EUR in EUR

Erträge aus internen

Leistungsbeziehungen 3.858.100 0 3.858.100

- Aufwendungen aus internen

Leistungsbeziehungen -3.858.100 0 -3.858.100

Ergebnis aus internen Leistungsbeziehungen 0 0 0

Nachrichtlich:

Erträge und Aufwendungen aus internen

Leistungsbeziehungen

48

58

0 18.239.5005 + privatrechtliche Leistungsentgelte

Ertrags- und Aufwandsarten

441

442

446

18.239.500
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2. Nachtragshaushaltsplan für den Gesamtergebnisplan 2020

bis-

heriger

Ansatz

mehr (+) oder

weniger gegen-

über dem bisheri

gen Ansatz

neuer

Ansatz

in EUR in EUR in EUR

bilanzielle Abschreibungen auf immaterielle 

Vermögensgegenstände und Sachanlagen sowie 

auf geleistete Zwendungen

Leistungsbeziehungen 12.086.900 0 12.086.900

- Erträge aus der Auflösung von Sonderposten aus 

Zuschüssen und Zuweisungen sowie für Beiträge

Leistungsbeziehungen 5.579.800 0 5.579.800

Nettoabschreibungsaufwand 0 0 0

Nachrichtlich:                           Nettoabschreibungsaufwand

571 + 

574

416 + 

437

6
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Verpflichtungsermächtigungen 
Im 2. Nachtragshaushaltsplan 
des Jahres 2020 

Voraussichtich fällige Auszahlungen 
in TEUR 

2020 2021 2022 2023 2024ff. 

1 2 3 4 5 6 
2017      

2018      

2019 1.628.700     

Haushaltsjahr 2020  15.950.100 5.380.900   

Summe      

Nachtrag +/-      

Nachrichtlich: 
In der mittelfristigen 
Finanzplanung vorgesehen 
Kreditaufnahmen (ohne 
Umschuldungskredite) 
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Nachtragshaushaltsplan für den Gesamtfinanzplan 2020

bis-

heriger

Ansatz

mehr (+) oder

weniger gegen-

über dem bisheri

gen Ansatz

neuer

Ansatz

in EUR in EUR in EUR

1 2 3 4 5 6

60 1 Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0

61 2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 209.311.800 -7.328.000 201.983.800

62 3 + sonstige Transeinzahlungen 4.657.200 0 4.657.200

63 4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 6.714.900 0 6.714.900

648 6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 175.348.100 0 175.348.100

65 7 + sonstige Einzahlungen 3.745.900 0 3.745.900

66 8 + Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 1.034.400 1.034.400

9 = Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit

(= Zeilen 1 bis 8) 418.937.500 -7.328.000 411.609.500

70 10 Personalauszahlungen 45.214.900 0 45.214.900

71 11 + Versorgungsauszahlungen 153.300 0 153.300

72 12 + Aufwendungen für Sach- u. Dienstleistungen 12.709.100 -2.594.000 10.115.100

75 13 + Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen 27.100 0 27.100

73 14 + Transferauszahlungen 247.695.800 0 247.695.800

74 15 + sonstige Auszahlungen 98.819.800 0 98.819.800

16 = Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

(Zeilen 10 bis 15) 404.620.000 -2.594.000 402.026.000

17 = Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 

(= Zeilen 9 / 16) 14.317.500 -4.734.000 9.583.500

681 18 Einzahlungen aus Zuweisungen und Zuschüssen für

Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 3.428.300 0 3.428.300

682 19 + Einz. aus d. Veräußerung v. Grundstücken u. Gebäuden 700.000 0 700.000

683 20 + Einz. aus d. Veräußerung v. beweglichem Anlagevermögen 1.000 0 1.000

684 21 + Einz. aus der Veräußerung von Finanzanlagen 0 0 0

685 22 + Einzahlungen aus der Abwicklung von Baumaßnahmen 0 0 0

686 23 + Einzahlungen aus Rückflüssen (für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen Dritter) 113.900 0 113.900

688 24 + Einzahlungen aus Beiträgen u. ä. Entgelten 0 0 0

25 + sonstige Investitionseinzahlungen 0 0 0

26 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 18 bis 25) 4.243.200 0 4.243.200

781 27 Auszahlungen von Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen 14.241.500 -1.750.000 12.491.500

782 28 + Ausz. für den Erwerb von Grundstücken und Gebäuden 257.500 0 257.500

783 29 + Ausz. für den Erwerb von beweglichem Anlagevermögen 2.523.300 0 2.523.300

784 30 + Auszahlungen für den Erwerb von Finanzanlagen 25.000 0 25.000

785 31 + Auszahlungen für Baumaßnahmen 2.844.700 2.471.300 5.316.000

786 32 + Auszahlungen für die Gewährung von Ausleihungen (für Investitionen 

und Investitionsförderungsmaßnahmen Dritter) 0 0 0

33 + sonstige Investitionsauszahlungen 0 0 0

34 = Auszahlungen aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 27 bis 33) 19.892.000 721.300 20.613.300

35 = Saldo aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 26 / 34) -15.648.800 -721.300 -16.370.100

36 = Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag

(= Zeilen 17 und 35) -1.331.300 -5.455.300 -6.786.600

0 18.125.2005 + privatrechtliche Leistungsentgelte

Ein- und Auszahlungsarten

641

642

646

18.125.200
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Nachtragshaushaltsplan für den Gesamtfinanzplan 2020

692 37 + Aufnahme von Krediten für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen 0 0 0

695 38 + Einzahlungen aus Rückflüssen von Darlehen aus der Anlage liquider 

Mittel 0 0 0

693 39 + Aufnahme von Kassenkrediten

(ohne Kontokorrent) 0 0 0

792 40 - Tilgung von Krediten für Investitionen und

Investitionsförderungsmaßnahmen 464.700 0 464.700

795 41 - Auszahlungen aus der Gewährung von 

Darlehen zur Anlage liquider Mittel 0 0 0

793 42 - Tilgung von Kassenkrediten

(ohne Kontokorrent) 0 0 0

43 Saldo aus Finanzierungstätigkeit

(= Zeilen 37 bis 42) 464.700 0 464.700

44 = Finanzmittelsaldo

(= Zeilen 36 und 43) -1.796.000 -5.455.300 -7.251.300

45 + Anfangsbestand an Finanzmitteln 0 0

46
= Liquide Mittel (= Zeilen 44 und 45)

-1.796.000 -5.455.300 -7.251.300

bis-

heriger

Ansatz

mehr (+) oder

weniger gegen-

über dem bisheri

gen Ansatz

neuer

Ansatz

in EUR in EUR in EUR

abzuführender Beitrag nach § 21 Abs. 2 AG-KHG 6.051.000 0 6.051.000

Einzahlungen aus der Veräußerung von Finanzanlagen 0 0 0

Böresennotierte Aktien 0 0 0

Nicht börsennotierte Aktien 0 0 0

Sonstige Anteilsrechte 0 0 0

Investmentzertifikate 0 0 0

Kapitalmarktpapiere 0 0 0

Geldmarktpapiere 0 0 0

Finanzderivate 0 0 0

Auszahlungen aus dem Erwerb von Finanzanlagen 0 0 0

Börsennotierte Aktien 0 0 0

Nicht börsennotierte Aktien 0 0 0

Sonstige Anteilsrechte 0 0 0

Investmentzertifikate 0 0 0

Kapitalmarktpapiere 0 0 0

Geldmarktpapiere 0 0 0

Finanzderivate 0 0 0

Umschuldung 0 0 0

Ordentliche Tilgung 464700 0 464700

Außerordentliche Tilgung 0 0 0

792..5

792..6

7845

7846

7847

7848

792..4

6848

784

7842

7843

7844

6843

6844

6845

6846

6847

Nachrichtlich: an das Land abzuführender Beitrag nach § 21 Abs. 2 des 

Gesetzes zur Ausführung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes (AG-

KHG) und Tilgung von Krediten für Investitionen und 

Investitionsfördermaßnahmen

7311..

684

6842

9

TOP 11.2



2. Nachtragshaushaltsplan für den Teilfinanzplan 2020

Teilhaushalt: 111403 Liegenschaftsmanagement

bis-

heriger

Ansatz

mehr (+) oder

weniger gegen-

über dem bisheri

gen Ansatz

neuer

Ansatz

bisheriger 

Betrag an 

Verpflichtungs

ermächti-

gungen

mehr (+) oder 

weniger 

gegenüber dem 

bisherigen Betrag 

an VE

neuer Betrag 

an 

Verpflichtungs

ermächti-

gungen

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR

1 2 3 4 5 6 7 8 9

60 1 Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 − − −

61 2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 0 0 − −

62 3 + sonstige Transeinzahlungen 0 0 − − −

63 4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 0 0 − − −

648 6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 88.000 88.000 − − −

65 7 + sonstige Einzahlungen 0 0 − − −

66 8 + Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 0 0 − − −

9 = Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit

(= Zeilen 1 bis 8) 382.200 0 382.200 − − −

70 10 Personalauszahlungen -1.602.800 -1.602.800 − − −

71 11 + Versorgungsauszahlungen 0 0 − − −

72 12 + Aufwendungen für Sach- u. Dienstleistungen -3.436.800 -3.436.800 − − −

75 13 + Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen 0 0 − − −

73 14 + Transferauszahlungen 0 0 − − −

74 15 + sonstige Auszahlungen -178.300 -178.300 − − −

16 = Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

(Zeilen 10 bis 15) -5.217.900 0 -5.217.900 − − −

17 = Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 

(= Zeilen 9 / 16) -4.835.700 0 -4.835.700 − − −

681 18 Einzahlungen aus Zuweisungen und Zuschüssen für

Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 69.000 69.000

682 19 + Einz. aus d. Veräußerung v. Grundstücken u. Gebäuden 700.000 700.000

683 20 + Einz. aus d. Veräußerung v. beweglichem Anlagevermögen 0 0

684 21 + Einz. aus der Veräußerung von Finanzanlagen 0 0

685 22 + Einzahlungen aus der Abwicklung von Baumaßnahmen 0 0

686 23 + Einzahlungen aus Rückflüssen (für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen Dritter) 0 0

688 24 + Einzahlungen aus Beiträgen u. ä. Entgelten 0 0

25 + sonstige Investitionseinzahlungen 0 0

26 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 18 bis 25) 769.000 0 769.000

781 27 Auszahlungen von Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen 0 0

782 28 + Ausz. für den Erwerb von Grundstücken und Gebäuden -232.500 -232.500

783 29 + Ausz. für den Erwerb von beweglichem Anlagevermögen -175.000 -175.000 350.000 -350.000 0

784 30 + Auszahlungen für den Erwerb von Finanzanlagen 0 0

785 31 + Auszahlungen für Baumaßnahmen -2.791.700 -1.971.300 -4.763.000 8.068.800 9.260.400 17.329.200

786 32 + Auszahlungen für die Gewährung von Ausleihungen (für Investitionen 

und Investitionsförderungsmaßnahmen Dritter) 0 0

33 + sonstige Investitionsauszahlungen 0 0

34 = Auszahlungen aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 27 bis 33) -3.199.200 -1.971.300 -5.170.500

35 = Saldo aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 26 / 34) -2.430.200 -1.971.300 -4.401.500

36 = Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag

(= Zeilen 17 und 35) -7.265.900 -1.971.300 -9.237.200

Ein- und Auszahlungsarten

641

642

646

294.200

Investitionstätigkeit

laufende Verwaltungstätigkeit

− − −

294.2005 + privatrechtliche Leistungsentgelte
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2. Nachtragshaushaltsplan für den Teilfinanzplan 2020

Teilhaushalt: 511102 Klimaschutzstelle

bis-

heriger

Ansatz

mehr (+) oder

weniger gegen-

über dem bisheri

gen Ansatz

neuer

Ansatz

bisheriger 

Betrag an 

Verpflichtungs

ermächti-

gungen

mehr (+) oder 

weniger 

gegenüber dem 

bisherigen Betrag 

an VE

neuer Betrag 

an 

Verpflichtungs

ermächti-

gungen

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR

1 2 3 4 5 6 7 8 9

60 1 Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 − − −

61 2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 0 0 − −

62 3 + sonstige Transeinzahlungen 0 0 − − −

63 4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 0 0 − − −

648 6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 − − −

65 7 + sonstige Einzahlungen 0 0 − − −

66 8 + Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 0 0 − − −

9 = Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit

(= Zeilen 1 bis 8) 0 0 0 − − −

70 10 Personalauszahlungen -78.500 -78.500 − − −

71 11 + Versorgungsauszahlungen 0 0 − − −

72 12 + Aufwendungen für Sach- u. Dienstleistungen 0 0 − − −

75 13 + Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen 0 0 − − −

73 14 + Transferauszahlungen 0 0 − − −

74 15 + sonstige Auszahlungen -1.600 -1.600 − − −

16 = Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

(Zeilen 10 bis 15) -80.100 0 -80.100 − − −

17 = Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 

(= Zeilen 9 / 16) -80.100 0 -80.100 − − −

681 18 Einzahlungen aus Zuweisungen und Zuschüssen für

Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 0 0

682 19 + Einz. aus d. Veräußerung v. Grundstücken u. Gebäuden 0 0

683 20 + Einz. aus d. Veräußerung v. beweglichem Anlagevermögen 0 0

684 21 + Einz. aus der Veräußerung von Finanzanlagen 0 0

685 22 + Einzahlungen aus der Abwicklung von Baumaßnahmen 0 0

686 23 + Einzahlungen aus Rückflüssen (für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen Dritter) 0 0

688 24 + Einzahlungen aus Beiträgen u. ä. Entgelten 0 0

25 + sonstige Investitionseinzahlungen 0 0

26 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 18 bis 25) 0 0 0

781 27 Auszahlungen von Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen -2.000.000 1.750.000 -250.000 0 750.000 750.000

782 28 + Ausz. für den Erwerb von Grundstücken und Gebäuden 0 0

783 29 + Ausz. für den Erwerb von beweglichem Anlagevermögen 0 0

784 30 + Auszahlungen für den Erwerb von Finanzanlagen 0 0

785 31 + Auszahlungen für Baumaßnahmen 0 0 0

786 32 + Auszahlungen für die Gewährung von Ausleihungen (für Investitionen 

und Investitionsförderungsmaßnahmen Dritter) 0 0

33 + sonstige Investitionsauszahlungen 0 0

34 = Auszahlungen aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 27 bis 33) -2.000.000 -1.750.000 -250.000 0 750.000 750.000

35 = Saldo aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 26 / 34) -2.000.000 1.750.000 -250.000 0 750.000 750.000

36 = Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag

(= Zeilen 17 und 35) -2.080.100 1.750.000 -330.100

Ein- und Auszahlungsarten

641

642

646

0

Investitionstätigkeit

laufende Verwaltungstätigkeit

− − −

05 + privatrechtliche Leistungsentgelte
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2. Nachtragshaushaltsplan für den Teilergebnisplan 2020 

542101 Kreisstraßen

bis-

heriger

Ansatz

mehr (+) oder

weniger gegen-

über dem bisheri

gen Ansatz

neuer

Ansatz

Erläuterungen

in EUR in EUR in EUR in EUR

1 2 3 4 5 6 7

40 1 Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0

41 2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 4.717.000 -728.000 3.989.000

42 3 + sonstige Transfererträge 0 0 0

43 4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 11.500 0 11.500

448 6 + Kostenerstattungen und 

Kostenumlagen 0 0 0

45 7 + sonstige Erträge 47.700 0 47.700

471 8 + aktivierte Eigenleistungen 0 0 0

472 9 + / - Bestandsveränderungen 0 0 0

10 = Erträge 4.775.500 -728.000 4.047.500

50 11 Personalaufwendungen -145.400 0 -145.400

51 12 + Versorgungsaufwendungen 0 0 0

52 13 + Aufwendungen für Sach- u.

Dienstleistungen -7.143.000 -2.594.000 -4.549.000

57 14 + bilanzielle Abschreibungen -2.623.100 0 -2.623.100

53 15 + Transferaufwendungen 0 0 0

54 16 + sonstige Aufwendungen -2.826.500 0 -2.826.500

17                       davon Verfügungsmittel 0 0 0

18 = Aufwendungen

(= Zeilen 11 bis 16) -12.738.000 -2.594.000 -10.144.000

19 = Ergebnis der laufenden

Verwaltungstätigkeit (= Zeilen 10 / 17) -7.962.500 1.866.000 -6.096.500

46 20 + Finanzerträge 0 0 0

55 21 - Zinsen und sonstige Finanzaufwendun-

gen 0 0 0

22 = Finanzergebnis (Zeilen 19 und 20) 0 0 0

27 = Ergebnis vor Berücksichtigung der 

internen Leistungsbeziehungen 

(= Zeilen 19 und 22) -7.962.500 1.866.000 -6.096.500

48 28 + Erträge aus internen

Leistungsbeziehungen 0 0 0

58 29 - Aufwendungen aus internen

Leistungsbeziehungen 0 0 0

30 = Ergebnis

(= Zeilen 27, 28, 29) -7.962.500 1.866.000 -6.096.500

bis-

heriger

Ansatz

mehr (+) oder

weniger gegen-

über dem bisheri

gen Ansatz

neuer

Ansatz Erläuterungen

in EUR in EUR in EUR

bilanzielle Abschreibungen auf immaterielle 

Vermögensgegenstände und Sachanlagen sowie 

auf geleistete Zwendungen

Leistungsbeziehungen 1.999.000 0 1.999.000

Erträge aus der Auflösung von Sonderposten aus 

Zuschüsssen und Zuweisungen sowie für Beiträge 1.208.200 0 1.208.200

Nettoabschreibungsaufwand 0 0 0

Ertrags- und Aufwandsarten

441

442

446

-700

Nachrichtlich:                           Nettoabschreibungsaufwand

571 

+574

416 

+437

0 -7005 + privatrechtliche Leistungsentgelte
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2. Nachtragshaushaltsplan für den Teilfinanzplan 2020

Teilhaushalt: 542101 Kreisstraßen

bis-

heriger

Ansatz

mehr (+) oder

weniger gegen-

über dem bisheri

gen Ansatz

neuer

Ansatz

bisheriger 

Betrag an 

Verpflichtungs

ermächti-

gungen

mehr (+) oder 

weniger 

gegenüber dem 

bisherigen Betrag 

an VE

neuer Betrag 

an 

Verpflichtungs

ermächti-

gungen

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR

1 2 3 4 5 6 7 8 9

60 1 Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 − − −

61 2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 3.240.100 -728.000 2.512.100 − −

62 3 + sonstige Transeinzahlungen 0 0 − − −

63 4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 11.500 11.500 − − −

648 6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 − − −

65 7 + sonstige Einzahlungen 0 0 − − −

66 8 + Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 0 0 − − −

9 = Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit

(= Zeilen 1 bis 8) 3.252.300 -728.000 2.524.300 − − −

70 10 Personalauszahlungen -143.500 -143.500 − − −

71 11 + Versorgungsauszahlungen 0 0 − − −

72 12 + Aufwendungen für Sach- u. Dienstleistungen -7.143.000 2.594.000 -4.549.000 − − −

75 13 + Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen 0 0 − − −

73 14 + Transferauszahlungen 0 0 − − −

74 15 + sonstige Auszahlungen -2.826.500 -2.826.500 − − −

16 = Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

(Zeilen 10 bis 15) -10.113.000 2.594.000 -7.519.000 − − −

17 = Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 

(= Zeilen 9 / 16) -6.860.700 1.866.000 -4.994.700 − − −

681 18 Einzahlungen aus Zuweisungen und Zuschüssen für

Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 22.000 22.000

682 19 + Einz. aus d. Veräußerung v. Grundstücken u. Gebäuden 0 0

683 20 + Einz. aus d. Veräußerung v. beweglichem Anlagevermögen 0 0

684 21 + Einz. aus der Veräußerung von Finanzanlagen 0 0

685 22 + Einzahlungen aus der Abwicklung von Baumaßnahmen 0 0

686 23 + Einzahlungen aus Rückflüssen (für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen Dritter) 0 0

688 24 + Einzahlungen aus Beiträgen u. ä. Entgelten 0 0

25 + sonstige Investitionseinzahlungen 0 0

26 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 18 bis 25) 22.000 0 22.000

781 27 Auszahlungen von Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen -45.000 0 -45.000 2.500.000 -500.000 2.000.000

782 28 + Ausz. für den Erwerb von Grundstücken und Gebäuden -25.000 -25.000

783 29 + Ausz. für den Erwerb von beweglichem Anlagevermögen 0 0

784 30 + Auszahlungen für den Erwerb von Finanzanlagen 0 0

785 31 + Auszahlungen für Baumaßnahmen -53.000 0 -53.000

786 32 + Auszahlungen für die Gewährung von Ausleihungen (für Investitionen 

und Investitionsförderungsmaßnahmen Dritter) 0 0

33 + sonstige Investitionsauszahlungen 0 0

34 = Auszahlungen aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 27 bis 33) -123.000 0 -123.000

35 = Saldo aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 26 / 34) -101.000 0 -101.000

36 = Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag

(= Zeilen 17 und 35) -6.961.700 1.866.000 -5.095.700

Ein- und Auszahlungsarten

641

642

646

700

Investitionstätigkeit

laufende Verwaltungstätigkeit

− − −

7005 + privatrechtliche Leistungsentgelte

13

TOP 11.2



2. Nachtragshaushaltsplan für den Teilfinanzplan 2020

Teilhaushalt: 547101 Förderung des ÖPNV

bis-

heriger

Ansatz

mehr (+) oder

weniger gegen-

über dem bisheri

gen Ansatz

neuer

Ansatz

bisheriger 

Betrag an 

Verpflichtungs

ermächti-

gungen

mehr (+) oder 

weniger 

gegenüber dem 

bisherigen Betrag 

an VE

neuer Betrag 

an 

Verpflichtungs

ermächti-

gungen

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR

1 2 3 4 5 6 7 8 9

60 1 Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 − − −

61 2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 5.391.000 5.391.000 − −

62 3 + sonstige Transeinzahlungen 0 0 − − −

63 4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 0 0 − − −

648 6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 39.400 39.400 − − −

65 7 + sonstige Einzahlungen 0 0 − − −

66 8 + Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 0 0 − − −

9 = Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit

(= Zeilen 1 bis 8) 5.430.400 0 5.430.400 − − −

70 10 Personalauszahlungen -210.400 -210.400 − − −

71 11 + Versorgungsauszahlungen 0 0 − − −

72 12 + Aufwendungen für Sach- u. Dienstleistungen -2.400 -2.400 − − −

75 13 + Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen 0 0 − − −

73 14 + Transferauszahlungen -7.536.100 -7.536.100 − − −

74 15 + sonstige Auszahlungen -600.800 -600.800 − − −

16 = Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

(Zeilen 10 bis 15) -8.349.700 0 -8.349.700 − − −

17 = Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 

(= Zeilen 9 / 16) -2.919.300 0 -2.919.300 − − −

681 18 Einzahlungen aus Zuweisungen und Zuschüssen für

Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 0 0

682 19 + Einz. aus d. Veräußerung v. Grundstücken u. Gebäuden 0 0

683 20 + Einz. aus d. Veräußerung v. beweglichem Anlagevermögen 0 0

684 21 + Einz. aus der Veräußerung von Finanzanlagen 0 0

685 22 + Einzahlungen aus der Abwicklung von Baumaßnahmen 0 0

686 23 + Einzahlungen aus Rückflüssen (für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen Dritter) 0 0

688 24 + Einzahlungen aus Beiträgen u. ä. Entgelten 0 0

25 + sonstige Investitionseinzahlungen 0 0

26 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 18 bis 25) 0 0 0

781 27 Auszahlungen von Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen -250.000 0 -250.000

782 28 + Ausz. für den Erwerb von Grundstücken und Gebäuden 0 0

783 29 + Ausz. für den Erwerb von beweglichem Anlagevermögen 0 0

784 30 + Auszahlungen für den Erwerb von Finanzanlagen 0 0

785 31 + Auszahlungen für Baumaßnahmen 0 -500.000 -500.000

786 32 + Auszahlungen für die Gewährung von Ausleihungen (für Investitionen 

und Investitionsförderungsmaßnahmen Dritter) 0 0

33 + sonstige Investitionsauszahlungen 0 0

34 = Auszahlungen aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 27 bis 33) -250.000 -500.000 -750.000

35 = Saldo aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 26 / 34) -250.000 -500.000 -750.000

36 = Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag

(= Zeilen 17 und 35) -3.169.300 -500.000 -3.669.300

Ein- und Auszahlungsarten

641

642

646

0

Investitionstätigkeit

laufende Verwaltungstätigkeit

− − −

05 + privatrechtliche Leistungsentgelte

14

TOP 11.2



2. Nachtragshaushaltsplan für den Teilergebnisplan 2020 

611101 Steuern, allgemeine Zuweisungen und Umlagen 

bis-

heriger

Ansatz

mehr (+) oder

weniger gegen-

über dem bisheri

gen Ansatz

neuer

Ansatz

Erläuterungen

in EUR in EUR in EUR in EUR

1 2 3 4 5 6 7

40 1 Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 0

41 2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 180.219.100 -6.600.000 173.619.100

42 3 + sonstige Transfererträge 0 0 0

43 4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 0 0 0

448 6 + Kostenerstattungen und 

Kostenumlagen 0 0 0

45 7 + sonstige Erträge 0 0 0

471 8 + aktivierte Eigenleistungen 0 0 0

472 9 + / - Bestandsveränderungen 0 0 0

10 = Erträge 180.219.100 -6.600.000 173.619.100

50 11 Personalaufwendungen 0 0 0

51 12 + Versorgungsaufwendungen 0 0 0

52 13 + Aufwendungen für Sach- u.

Dienstleistungen 0 0 0

57 14 + bilanzielle Abschreibungen 0 0 0

53 15 + Transferaufwendungen 0 0 0

54 16 + sonstige Aufwendungen 0 0 0

17                       davon Verfügungsmittel 0 0 0

18 = Aufwendungen

(= Zeilen 11 bis 16) 0 0 0

19 = Ergebnis der laufenden

Verwaltungstätigkeit (= Zeilen 10 / 17) 180.219.100 -6.600.000 173.619.100

46 20 + Finanzerträge 0 0 0

55 21 - Zinsen und sonstige Finanzaufwendun-

gen 0 0 0

22 = Finanzergebnis (Zeilen 19 und 20) 0 0 0

27 = Ergebnis vor Berücksichtigung der 

internen Leistungsbeziehungen 

(= Zeilen 19 und 22) 180.219.100 -6.600.000 173.619.100

48 28 + Erträge aus internen

Leistungsbeziehungen 0 0 0

58 29 - Aufwendungen aus internen

Leistungsbeziehungen 0 0 0

30 = Ergebnis

(= Zeilen 27, 28, 29) 180.219.100 -6.600.000 173.619.100

bis-

heriger

Ansatz

mehr (+) oder

weniger gegen-

über dem bisheri

gen Ansatz

neuer

Ansatz Erläuterungen

in EUR in EUR in EUR

bilanzielle Abschreibungen auf immaterielle 

Vermögensgegenstände und Sachanlagen sowie 

auf geleistete Zwendungen

Leistungsbeziehungen 1.999.000 0 1.999.000

Erträge aus der Auflösung von Sonderposten aus 

Zuschüsssen und Zuweisungen sowie für Beiträge 1.208.200 0 1.208.200

Nettoabschreibungsaufwand 0 0 0

Ertrags- und Aufwandsarten

441

442

446

0

Nachrichtlich:                           Nettoabschreibungsaufwand

571 

+574

416 

+437

0 05 + privatrechtliche Leistungsentgelte

15

TOP 11.2



2. Nachtragshaushaltsplan für den Teilfinanzplan 2020

Teilhaushalt: 611101 Steuern, allgemeine Zuweisungen und Umlagen

bis-

heriger

Ansatz

mehr (+) oder

weniger gegen-

über dem bisheri

gen Ansatz

neuer

Ansatz

bisheriger 

Betrag an 

Verpflichtungs

ermächti-

gungen

mehr (+) oder 

weniger 

gegenüber dem 

bisherigen Betrag 

an VE

neuer Betrag 

an 

Verpflichtungs

ermächti-

gungen

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR

1 2 3 4 5 6 7 8 9

60 1 Steuern und ähnliche Abgaben 0 0 − − −

61 2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 180.016.300 -6.600.000 173.416.300 − −

62 3 + sonstige Transeinzahlungen 0 0 − − −

63 4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 0 0 − − −

648 6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 0 − − −

65 7 + sonstige Einzahlungen 0 0 − − −

66 8 + Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 0 0 − − −

9 = Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit

(= Zeilen 1 bis 8) 180.016.300 -6.600.000 173.416.300 − − −

70 10 Personalauszahlungen 0 0 − − −

71 11 + Versorgungsauszahlungen 0 0 − − −

72 12 + Aufwendungen für Sach- u. Dienstleistungen 0 0 − − −

75 13 + Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen 0 0 − − −

73 14 + Transferauszahlungen 0 0 − − −

74 15 + sonstige Auszahlungen 0 0 − − −

16 = Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

(Zeilen 10 bis 15) 0 0 0 − − −

17 = Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 

(= Zeilen 9 / 16) 180.016.300 -6.600.000 173.416.300 − − −

681 18 Einzahlungen aus Zuweisungen und Zuschüssen für

Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 0 0

682 19 + Einz. aus d. Veräußerung v. Grundstücken u. Gebäuden 0 0

683 20 + Einz. aus d. Veräußerung v. beweglichem Anlagevermögen 0 0

684 21 + Einz. aus der Veräußerung von Finanzanlagen 0 0

685 22 + Einzahlungen aus der Abwicklung von Baumaßnahmen 0 0

686 23 + Einzahlungen aus Rückflüssen (für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen Dritter) 0 0

688 24 + Einzahlungen aus Beiträgen u. ä. Entgelten 0 0

25 + sonstige Investitionseinzahlungen 0 0

26 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 18 bis 25) 0 0 0

781 27 Auszahlungen von Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen 0 0

782 28 + Ausz. für den Erwerb von Grundstücken und Gebäuden 0 0

783 29 + Ausz. für den Erwerb von beweglichem Anlagevermögen 0 0

784 30 + Auszahlungen für den Erwerb von Finanzanlagen 0 0

785 31 + Auszahlungen für Baumaßnahmen 0 0

786 32 + Auszahlungen für die Gewährung von Ausleihungen (für Investitionen 

und Investitionsförderungsmaßnahmen Dritter) 0 0

33 + sonstige Investitionsauszahlungen 0 0

34 = Auszahlungen aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 27 bis 33) 0 0 0

35 = Saldo aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 26 / 34) 0 0 0

36 = Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag

(= Zeilen 17 und 35) 180.016.300 -6.600.000 173.416.300

Ein- und Auszahlungsarten

641

642

646

0

Investitionstätigkeit

laufende Verwaltungstätigkeit

− − −

05 + privatrechtliche Leistungsentgelte

16

TOP 11.2
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